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› VERBAND

AWO-Geschäftsführerin Mirja Düwel zum Schwerpunkt „Dortmund vor der Wahl“

Wir brauchen die sozial-ökologische Wende!
Wir sind schnell dabei, Superlative zu verwenden. Jahrhundertsturm, Jahrhundertflut, Jahrhun-

derthitze. Dabei kommen diese „Jahrhundert-Ereignisse“ (leider) immer häufiger.  „Diese Wahl 

wird keine Jahrhundertwahl, aber es werden Weichen gestellt, die für die Zukunft entscheidend 

sind. Wenn wir jetzt nicht Antworten finden auf drängende Fragen, wird es prekär. Es geht um 

Klimawandel und soziale Spaltung. Und damit um unsere Demokratie“, betont AWO-Geschäfts-

führerin Mirja Düwel.

Das ist auch der Grund, warum die AWO PRO-

FIL den Themenschwerpunkt „Dortmund vor 

der Wahl“ setzt. Der Appell lautet: „Wir müs-

sen alle hingehen und richtig wählen - nur 

nicht Rechts!“ fasst Düwel zusammen. „Es geht 

darum, dass wir soziale Gerechtigkeit und Kli-

mawandel zusammen denken, denn es funk-

tioniert nur zusammen“, ist sich die AWO-Ge-

schäftsführerin sicher. 

Wenn man sich nur auf den Klimaschutz fokus-

siere, drohe die Gefahr einer gesellschaftlichen 

Spaltung, weil sich viele Menschen nicht mit-

genommen fühlen. „Sie haben nicht die Res-

sourcen dafür. Und wenn wir nur auf die Been-

digung der sozialen Ungleichheit schauen, aber 

nicht aufs Klima, werden wir mehr Unwetter 

erleben und zusehen, wie Menschen sterben.“

Daher geht es um nicht weniger als die sprich-

wörtliche „Quadratur des Kreises“.         

Gesellschaftliche Spaltung

Hier in der AWO PROFIL lassen wir Haupt- und 

Ehrenamtliche der AWO zu Wort kommen, um 

Herausforderungen zu zentralen Themen zu 

skizzieren und Erwartungen an die Bundes-

politik zu benennen. Der Handlungsbedarf ist 

riesig: „Die gesellschaftliche Spaltung wird im-

mer größer. Corona hat nur deutlicher gemacht, 

dass ein tiefer Riss durch die Gesellschaft geht“, 

betont Mirja Düwel. 

Die Sorge ist groß und berechtigt, dass die 

künftigen Sparmaßnahmen genau die treffen, 

deren Systemrelevanz bedankt wurde, aber 

denen die dauerhafte finanzielle Anerkennung 

versagt bleibt. Denn ein Blick in die Wahlpro-

gramme von CDU/CSU und FDP zeigen, dass 

vor allem wieder die Besserverdienenden und 

Superreichen noch weiter entlastet werden 

sollen. Die nötigen Investitionen sollen also 

offenbar wieder nicht von denen kommen, die 

es sich leisten können. 

Und klar ist für die AWO: „Eine Rückkehr zur 

,Schwarzen Null‘ kann es nicht geben. Die Inves-

titionen in die Infrastruktur und in den Sozial-

staat sind längst überfällig“, betont Düwel. Die 

Frage ist nicht ob, sondern nur wo man inves-

tiert. Da müssen die Vorzeichen geändert wer-

den - in öffentlich geförderten Wohnungsbau, 

die Energie- und Verkehrswende und das soziale 

Miteinander, nennt sie einige Schwerpunkte.

Mutige Entscheidungen 

„Wir brauchen mutige und visionäre Entschei-

dungen“, so Düwel. Und diese könne man be-

kommen, wenn man die Menschen vor Ort ein-

bindet und fragt, wie wir künftig gemeinsam 

leben wollen. Grundsätzliche Veränderungen 

wie bei der notwendigen Verkehrs- und Ener-

giewende werde man nicht nur durch Verbote 

und Vorschriften erreichen. Diese Ideen müsse 

man gemeinsam vor Ort entwickeln und dabei 

die Menschen mitnehmen. 

Es gehe um lebenswerte Stadtteile: „Kurze Wege 

vor Ort. Ich will nicht immer mit dem Auto im 

Stau stehen, wenn ich zur Arbeit, zum Arzt oder 

zum Einkaufen muss“, skizziert Düwel. „Das Fa-

tale ist, dass die Armen mehr unter Corona und 

dem Klimawandel leiden als die Reichen.“ Sie 

leben oft beengt, haben keine großen Gärten, 

können sich seltener oder gar keine Urlau-

be leisten und viel schwieriger gesellschaftlich 

partizipieren. Zudem treffen sie höhere Ener-

giekosten ungleich stärker.

Bezahlbarer Klimaschutz

„Wir müssen nicht nur darüber reden, was 

nicht mehr geht, sondern vor allem darüber, 

was künftig möglich ist und wie alle nachhal-

tiger leben können“, betont Mirja Düwel. „Es 

sind nicht alle gleich befähigt, sich für Klima-

schutz zu engagieren.“ Bildung, aber vor allem 

auch die ökonomische Situation, sind Heraus-

forderungen und Hürden. 

Wer beispielsweise keine energetisch sanierte 

Wohnung hat, dem fällt es künftig schwerer, die 

Energiekosten aufzubringen. Oder noch schlim-

mer: Menschen können sich das Wohnen in 

energetisch sanierten Wohnungen nicht mehr 

leisten. 

So dürfen nicht einseitig Mieter*innen belastet 

werden. Die Eigentümer*innen müssen in die 

Pflicht genommen werden - nur so gebe es die 

Anreize zu Investitionen und dafür, preisbe-

wusst zu handeln. Doch Corona habe abermals 

gezeigt, dass erneut falsche Weichenstellungen 

getroffen wurden.  Es wurden erneut die geför-

dert, die massiv zu den Klimaproblemen bei-

getragen haben, also beispielsweise Luftfahrt- 

und Autoindustrie.

Die Politik muss daher langfristiger denken: 

„Es macht gute Politik aus, dass man nicht 

kurzfristig auf die nächste Wahl, sondern 

auf die nächsten Generationen schaut“, so 

Düwel. Die AWO ist da schon weiter: Seit 2019 

wurde in den neuen AWO-Grundsätzen der 

Begriff der Generationengerechtigkeit auf-

genommen. „Außerdem brauchen wir eine 

Gestaltung der Einwanderungsgesellschaft: 

Wir sind ja eine bunte und vielfältige Gesell-

schaft. Dem muss die Politik künftig stärker 

Rechnung tragen.“ 

Mirja Düwel.� Foto: Alex Völkel
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EDITORIAL

Liebe Leserin, lieber Leser,

am 26. September ist Bundestagswahl. Da-
rum geht es auch in dieser Ausgabe der AWO 
Profi l. Wir wollen Orientierung bieten und 
stellen Euch deshalb die AWO-Positionen zu 
zentralen Zukunftsfragen vor. Dazu berichten 
Expert*innen aus Haupt- und Ehrenamt der 
AWO Dortmund über die Herausforderungen 
in verschiedenen Themenbereichen.

Es geht um viel. Es geht zum einen um sozi-
ale Gerechtigkeit – darüber, wie wir gleiche 
Bildungschancen und gute Arbeit, vor allem 
in der Pfl ege, schaffen. Es geht aber auch 
darum, wie wir gute Klimapolitik gestalten, 
die nicht zu Lasten derer geht, die ohnehin 
schon wenig Geld haben.

Wie man Nachhaltigkeit ökologisch und 
 sozial gestaltet, zeigt die AWO Dortmund: 
 Gelebte Inklusion, Regionalität und Nachhal-
tigkeit am Schultenhof beispielsweise oder 
klimaneutrale Pfl ege in der Evinger Senio-
renwohnstätte. Es gibt positive zukunftsge-
richtete Ansätze mit der Digitalisierung in 
den Begegnungsstätten und den „drei Ge-
nerationen“ an der Mergelteichstraße. 

Wir alle haben die Wahl. Wir alle haben 
eine Stimme und entscheiden mit, wohin es 
geht. Jede Stimme zählt. Die AWO Dortmund 
ruft deshalb auf: „Geh wählen – nur nicht 
rechts!“

Eure Anja Butschkau
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Die Botschaft ist klar: Die ökologische und die so-

ziale Frage müssen gemeinsam gedacht werden. 

„Wir können die Klimafrage nur lösen, wenn wir 

dafür sorgen, dass diese Gesellschaft nicht noch 

weiter auseinanderdriftet. Viele fühlen sich jetzt 

schon nicht mehr mitgenommen. Sie strampeln 

und strampeln, aber kommen nicht vorwärts“ 

warnt die AWO-Geschäftsführerin. 

Armut bekämpfen

Die Position der AWO ist klar: „Wir fordern eine 

Umverteilung. Da geht es um Geld, aber nicht 

nur: Dazu gehört die Entlastung des Faktors 

Arbeit von Steuern und Abgaben. Stattdessen 

müssen Kapitalerträge und hohe Erbschaften 

viel stärker besteuert werden. Außerdem muss 

der Mindestlohn deutlich steigen - das hilft 

auch den unteren Einkommen, da diese dann 

ebenfalls steigen werden, um sich von den 

Mindestlöhnen abzusetzen.

Auch Mobilität muss für alle Menschen mög-

lich sein: Barrieren gibt es im ÖPNV nicht nur für 

Menschen mit Behinderungen, sondern auch für 

Menschen mit leerem Geldbeutel: „So lange der 

Regelsatz von Hartz IV nicht ansatzweise den Be-

trag vorsieht, den ein Sozialticket kostet, werden 

wir keinen Wandel hinbekommen“, so Düwel. 

„Und Hartz IV gehört generell abgeschafft!“

Vielleicht ist die kommende Bundestagswahl ja 

doch eine „Jahrhundertwahl“. Die Herausfor-

derungen und Gefahren sind riesig, die Chan-

cen aber auch. „Wenn die Politik nicht umdenkt, 

läuft Deutschland Gefahr, noch mehr Menschen 

nach Rechts oder in die Resignation zu verlie-

ren“ so Düwel.
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Dortmund steht vor der Wahl - insbesondere nach Corona und mit Blick auf die Klimakrise sind 

vielfältige Kurskorrekturen zu erwarten bzw. nötig. Haupt- und Ehrenamtliche der Dortmunder 

AWO haben zentrale Themen benannt und Erwartungen formuliert. Die Leser*innen von AWO 

PROFIL können sich mit dem Blick in die Wahlprogramme selbst ein Bild machen, welche Partei 

dem am ehesten gerecht wird. 

Bezahlbares Wohnen ist zentral!

AWO Vorstandsmitglied 

Hans van Dormalen:

Wohnraum ist knapp, das führt dazu, dass ins-

besondere Menschen in prekären Lebensver-

hältnissen kaum noch eine Chance haben, eine 

bezahlbare Wohnung zu finden. Gerade Men-

schen im unteren Einkommensdrittel müssen 

schon oft mehr als das berühmte Drittel ihres 

geringen Einkommens für die Miete aufwenden. 

Wir brauchen auch im Sinne der Nachhaltigkeit 

nicht immer größere Luxuswohnungen für die 

Menschen, die jede Miete bezahlen können, 

sondern sozial geförderte Wohnungen für die 

Menschen, deren Einkommen begrenzt sind. Ich 

schaue da neidisch nach Wien, wo eine konse-

quente Förderung bezahlbaren Wohnraumes 

dazu führt, dass Menschen unterschiedlichs-

ter Einkommensgruppen über angemessenen 

Wohnraum verfügen und durch diese konse-

quente Wohnungspolitik auch der Bildung von 

Armutsquartieren konsequent entgegengewirkt 

wird.

Ohne eine Mietpreisbremse werden selbst ge-

ringfügige Verbesserungen des Lebensstan-

dards bei Geringverdienern durch ständige 

Mietpreissteigerungen sofort wieder aufgefres-

sen. Ist man als Geringverdiener - aus welchen 

Gründen auch immer - zu einem Wohnungs-

wechsel gezwungen, wird die nächste Wohnung 

schon wieder teurer als die jetzige. Jeder Wech-

sel eines Mieters in eine andere Wohnung wird 

von vielen Immobilienbesitzern dazu genutzt, 

vor Wiedervermietung die Miete zu erhöhen. 

Hinzu kommen teils fragwürdige Wohnumfeld-

verbesserungen. 

Notwendige zeitnahe Renovierungen (die die 

Vermieter bezahlen müssten) werden solange 

herausgezögert, bis dann mittels einer großen 

Sanierungsmaßnahme des Bestandes unter In-

anspruchnahme öffentlicher Gelder und einer 

einhergehenden drastischen Mieterhöhung   

weitere dauerhaft höhere Mieteinnahmen bei 

den Besitzern gesichert sind.  

Sozialleistungen, wie Wohngeld u.a., wandern 

so direkt auf die Konten der Immobilienbesit-

zer. Eine Mietpreisbremse müsste meiner Mei-

nung nach so lange Bestand haben, bis sich 

insgesamt die Lage auf dem angespannten 

Wohnungsmarkt normalisiert hat.

Eine Gruppe wird dabei oft vergessen: Men-

schen ohne Obdach haben auf dem bestehen-

den Wohnungsmarkt praktisch null Chancen, 

eine Wohnung zu finden. Dabei ist das Prinzip 

des „Housing First“ sehr wohl geeignet, Men-

schen ohne Obdach wieder in geordnete Woh-

nungen zu vermitteln, wenn eben immer ein 

kleines Segment dafür geeigneter bezahlbarer 

Wohnungen vorgehalten wird. Leider ist das 

bisher durchgehend nicht der Fall. 

Kinderarmut hat viele Facetten

Petra Bock, Leitung des 

Kita-Bereichs:

Kinderarmut hat Facetten auf vielen Ebenen. 

Bezogen auf Eltern, fehlt diesen oft ein Wissen, 

um Wege, Möglichkeiten und Netzwerke, die sie 

z.B. als Hilfe zur Selbsthilfe nutzen können. 

Handelt es sich um Alleinerziehende, um Fami-

lien mit Migrationshintergrund, gibt es bei-

spielsweise keine Betreuungsplätze, das An-

meldeverfahren stellt sich als Barriere dar. Hier 

brauchen die Familien Unterstützung, die die 

Kitas/ Familienzentren übernehmen. 

Wir haben gute Erfahrungen gemacht beim Ein-

satz von Sozialarbeiter*innen in den Kitas, die 

Vertrauen bei den Familien schaffen, da sie nicht 

mit dem Jugendamt in Verbindung gebracht 

wurden. Die betroffenen Familien zeigen häufig 

Ängste vor Behörden, die für sie dann ein großes 

Hindernis darstellen. Kita-Sozialarbeiter*innen 

können Familien unterstützen, Sprachkurse und 

Betreuungsplätze zu suchen, Übersetzungen zu 

organisieren, bei Behördengängen zu beglei-

ten, bei Wohnungsverlust zu unterstützen, um 

nur einige Beispiele zu nennen. Zudem braucht 

es ausreichend Zeit, um im Stadtteil vernetzt zu 

arbeiten und Ressourcen zu bündeln. 

Kita-Sozialarbeiter*innen sollten in den Kitas 

fest verankert werden und das nicht nur pro-

jektfinanziert. Die zunehmende „Projektfi-

nanzierung“ in den Kindertageseinrichtungen 

ärgert mich sehr. Ich empfinde es als riesige 

Belastung. Hier wird enorm viel Zeit und Ar-

beitskraft in Anträge, Begründungen, Monito-

ring usw. gesteckt. Wenn das Geld auch für die 

Kinderarmut eingesetzt würde, käme es nicht in 

der Überverwaltung, sondern beim Kind an. 

Die Politik ist auch in der Verantwortung gesell-

schaftlich für mehr Geschlechtergerechtigkeit zu 

sorgen. Gleiche Bezahlung für Frauen und Män-

ner. Die Wirtschaft dazu animieren und Anreize 

schaffen, Väter ohne schlechtes Gewissen in El-

ternzeiten gehen zu lassen. In Schweden z.B. hat 

die Politik für viel Veränderung in der Einstellung 

zu Vätern in der Familienarbeit gesorgt. Das ist 

auch nicht von alleine gekommen. Ich wünsche 

mir hier mehr Initiative von Seiten der Politik.

Bundestagswahl aus AWO-Sicht:  
Das sind die zentralen Themen!
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Beruflichen Erst- oder 
Wiedereinstieg erleichtern

Heike Henze-Brockmann, 

Leiterin des Bereichs 

Bildung und Beruf:

„Was darf die berufliche Erst- und Wiederein-

gliederung von benachteiligten Menschen in 

den Arbeits- und Ausbildungsmarkt kosten?“ 

Diese Frage stellen wir uns bei jeder Ausschrei-

bung, die wir bedienen. Es gilt, mit „spitzem 

Bleistift“ zu kalkulieren. Zu häufig haben wir 

in den letzten Ausschreibungen eine Absage 

erhalten mit dem Satz „ ... weil Sie nicht das 

unter Berücksichtigung aller Umstände wirt-

schaftlichste Angebot (§ 127 GWB i.V.m. § 58 

VgV) abgegeben haben“.

Warum ist dies so? Die Personalkosten machen 

inzwischen gut 80 Prozent der Maßnahmekos-

ten aus. Bezahlen wir unsere Mitarbeitenden zu 

gut? Nein, die dobeq GmbH vergütet ihre Mitar-

beiter*innen nach dem AWO Tarifvertrag NRW. 

In den Ausschreibungsunterlagen wird ja auch 

gefordert, dass das eingesetzte Personal nach 

Tarif bezahlt wird. Doch Tarif ist nicht gleich Ta-

rif. Gemeint ist in den Ausschreibungen der Tarif 

der Weiterbildungsbranche. 

Eine Vergütung nach diesem Tarifvertrag erfolgt 

über einen festen Betrag, der vergleichbar ist 

mit dem Einstiegsgehalt eines Berufsanfängers 

im AWO-Tarif. Es ist kein System mit Erfahrungs-

stufen hinterlegt. Genau das ist der Punkt, an 

dem die Personalkosten mit den Erfahrungsstu-

fen nach Betriebszugehörigkeit im AWO-Tarif-

vertrag steigen. Konkret heißt dies: Langjährig 

erfahrene Mitarbeitende sind zwar auf Grund 

ihrer Erfahrungen gut, um benachteiligte Men-

schen in die Erst- oder Wiederbeschäftigung 

zurückzuführen, jedoch sind sie für Ausschrei-

bungsmaßnahmen zu teuer. 

Deshalb fordern wir, dass bei Ausschreibungs-

maßnahmen nicht pauschal eine Gehaltsun-

tergrenze durch den Tarif der Weiterbildungs-

branche gesetzt wird, sondern die tarifliche 

Bezahlung der AWO oder der Wohlfahrtsver-

bände berücksichtigt wird. Eine echte Chan-

cengleichheit bei den Ausschreibungen besteht 

sonst nicht. Gerade, wenn es um die Beschäf-

tigungschancen von benachteiligten Menschen 

geht, sollten AWO-Träger nicht durch ihre Tarif-

struktur benachteiligt werden.

Teilhabe für Menschen  
mit Behinderungen

Tanja Kaufmann, 

Leitung der Sozialen 

Teilhabe:

Es gibt viele Hürden, die Menschen mit Behin-

derungen den Alltag erschweren. Ich habe er-

lebt, dass es in Dortmund keine angemessene 

medizinische Versorgung für Menschen mit Be-

hinderungen gibt. Es fehlen Ärzte, die sich auf 

die individuellen Besonderheiten und Bedürf-

nisse einstellen. Bereits im Juli 2015 hat der Ge-

setzgeber die Voraussetzung für die Errichtung 

von medizinischen Zentren für Erwachsene mit 

Behinderung geschaffen. Dies sollte dringend in 

Dortmund umgesetzt werden. 

Armut und Wohnen sind zentrale Themen, auf die die Wahl Antworten geben muss. � Foto: Klaus Hartmann
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Ein weiteres wichtiges Thema ist Barrierefreiheit, 

um soziale Teilhabe zu ermöglichen. In diesem 

Zusammenhang habe ich einen jungen Mann 

erlebt, der nicht mit öffentlichen Verkehrsmit-

teln zum Ballsport von Mengede in die Innen-

stadt-Ost fahren konnte. Es gibt aufgrund feh-

lender Barrierefreiheit keine Möglichkeit, diesen 

Weg mit einem Rollstuhl zu bewältigen. 

Dies sind nur zwei Beispiele von etlichen Barri-

eren die beseitigt werden müssen.

Pflegebedürftigkeit darf nicht  
zur Armutsfalle werden

Mirko Pelzer, Leiter des 

Bereichs Senior*innen:

Es gibt 4,1 Millionen Menschen in Deutschland, 

die pflegebedürftig sind. Etwa zwei Drittel von 

ihnen werden durch ihre Angehörigen und/ oder 

ambulanten Pflegedienste versorgt. Es ist nicht 

richtig, dass Pflegebedürftige und ihre Angehöri-

gen stärker finanziell belastet werden. 

Pflegebedürftigkeit darf nicht zur Armutsfalle 

werden. Die zu erwartenden Kostensteigerungen 

in der Pflege dürfen somit nicht zu einer höheren 

Belastung der Pflegebedürftigen und ihrer Fami-

lien führen. Auch in Dortmund sind viele Men-

schen aufgrund der Pflegebedürftigkeit zu Sozi-

alhilfeempfänger*innen geworden. Die zuletzt 

geplanten Kürzungen im Bereich der Tagespflege 

sind nicht hinnehmbar und ein Schlag ins Ge-

sicht für alle pflegenden Angehörigen! In diesem 

Zusammenhang kann man nicht von einer Re-

form sprechen, eher von einem Rückschritt.

Ein Abbau der Bürokratie in den Strukturen der 

Pflegeversicherung ist längst überfällig. Die 

Angehörigen von pflegebedürftigen Menschen 

leisten eine verantwortungsvolle Aufgabe, sie 

dürfen nicht durch zusätzliche Hürden in der 

Antragstellung einzelner Leistungen belas-

tet werden. Oft sind die Antragformulare hier 

unverständlich und zu komplex. Hier ist mehr 

persönliche Beratung im häuslichen Umfeld 

und zugeschnitten auf die individuelle Situ-

ation erforderlich. In Dortmund sind wir hier 

schon gut aufgestellt, diese Beratungsangebote 

müssen allerdings aufgrund der zu erwarten-

den Zunahme an pflegebedürftigen Menschen 

weiterentwickelt und ausgebaut werden.

Die Alten- und Krankenpflege 
muss attraktiver werden!

Tom Sebastian,  

Pflegedienstleiter  

in der SWS Eving:

Eine sehr gute Bezahlung von Pflegekräften 

ist sicherlich hilfreich, um den Beruf der Pfle-

gefachkraft attraktiver zu machen. Fragen Sie 

aber aktive Pflegekräfte, dann werden vie-

le benennen, dass sie sich mehr Kolleg*innen 

wünschen, um einer fachgerechteren und auch 

menschenwürdigeren Pflege gerechter werden 

zu können, insbesondere in Krisensituationen 

wie z.B. der Corona-Pandemie. 

Dies kann meiner Meinung nach nur nach den 

Vorbildern aus Skandinavien gelingen, wo die 

Pflege fast zu 100 Prozent durch Steuern finan-

ziert wird. Eine höhere Dichte in der personel-

len Besetzung würde den Beruf sicherlich auch 

attraktiver machen, was die Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf betrifft. 

Unattraktiv macht den Beruf oft auch, dass er 

rund um die Uhr ausgeübt werden muss: also 

regelmäßig an Wochenenden und Feiertagen. 

Diese Last könnte sich bei mehr Personal auf 

mehrere Schultern verteilen und würde jeden 

Einzelnen somit entlasten. Die Pflege arbeitet 

schon viel zu lange am Limit und darüber hi-

naus!

Keine „Geschlechterrolle rückwärts“

AWO Vorsitzende  

Anja Butschkau:

Corona hat wie ein Brennglas auf bestehende 

Ungerechtigkeiten zwischen den Geschlechtern 

gewirkt. Es wurde sichtbar, dass die Gleichstel-

lung von Frauen und Männern in vielen Berei-

chen noch nicht so weit ist wie gehofft.

So sind es vor allem Frauen, die in systemre-

levanten Berufen im Pflegesektor oder im Le-

bensmitteleinzelhandel tätig sind, und wäh-

rend der Pandemie bei kleinen Gehältern und 

ohnehin schon schwierigen Arbeitsbedingun-

gen bis zum Umfallen arbeiten mussten. Es ist 

unfassbar, dass diese wichtige und harte Arbeit 

keinerlei echte Wertschätzung in Form von bes-

seren Lohn- und Arbeitsbedingungen erhält. 

Klatschen alleine reicht nicht! 

Aber auch in anderen Bereichen zeigt sich die 

Benachteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt. 

Sie arbeiten häufig im Niedriglohnsektor, der 

von der Krise besonders stark betroffen war. 

Aufgrund der schlechten Bezahlung, einem oft 

miserablen Kündigungsschutz und fehlender 

Absicherung sind Frauen somit stärker von Ar-

beitslosigkeit bedroht als Männer. 

In der Corona-Krise wurden zudem die Defizi-

te bei der Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

deutlich: Bei geschlossenen Kitas und Schulen 

waren es häufig die Mütter, die neben der Arbeit 

im Homeoffice die Kinderbetreuung übernom-

men haben. So wurden Frauen verstärkt zurück 

in das traditionelle Rollenbild gedrängt, d.h. 

von der Erwerbstätigkeit zurück in die häusliche 

Betreuung und Pflege. Re-Traditionalisierung 

kann aber nicht die Lösung sein! Care-Arbeit 

muss gerecht zwischen den Geschlechtern auf-

geteilt werden! 

Ein weiteres Thema, das mir in den letzten Mo-

naten große Sorgen bereitet hat, ist der Anstieg 

der häuslichen Gewalt gegen Frauen und Kin-

der während der Corona-Krise. Durch die be-

engte Wohnsituation, fehlende Sozialkontakte 

und finanzielle Sorgen hat sich die Situation 

deutlich verschärft. Die Beratungsstellen und 

Frauenhäuser müssen mit den notwendigen 

Ressourcen ausgestattet werden, damit der 

Zugang zu Hilfsangeboten für Betroffene auch 

in solchen Krisensituationen sichergestellt 

werden kann.

Schutz vor Gewalt verbessern

Diplom-Psychologin 

Bärbel Nellissen,  

Leiterin der AWO Famili-

enberatungsstelle:

Frauen, die von häuslicher Gewalt betroffen 

sind, benötigen durchschnittlich sieben An-

läufe, bevor es ihnen gelingt, sich zu trennen. 

Frauen, die Opfer von sexueller Gewalt werden, 

werden auch heute noch gefragt, welche Klei-

dung sie trugen, ob sie getrunken hatten und 

ob sie die Tat nicht provoziert hätten. 
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Neben dem Schmerz und der Ohnmacht steht 

– oft weit größer noch – eine Mauer der Scham 

und Sprachlosigkeit. Frauen, die in Not zu uns 

kommen, benötigen kein Verhör, keine Verur-

teilung, keine zweifelnden Fragen oder beschä-

menden Blicke, mit denen wir uns vor der eige-

nen Betroffenheit schützen.

Sie benötigen unser uneingeschränktes, uner-

schrockenes und unbedingtes Mitgefühl, unsere 

Solidarität, Unterstützung und den Schutz durch 

die ganze Gesellschaft.

Die Einwanderungsgesellschaft 
gemeinsam gestalten

Ricarda Erdmann,  

Leiterin der AWO- 

Integrationsdienste:

In der Einwanderungsgesellschaft hat sich in 

den letzten Jahren vieles gut entwickelt. Die 

Bundesrepublik hat sich dazu bekannt ein Ein-

wanderungsland zu sein, zahlreiche Dienste 

und Einrichtungen haben Vielfalt als Bereiche-

rung und Chance erkannt und Eingewanderte 

fordern stets selbstbewusster gesellschaftliche 

Teilhabe ein.

Gleichzeitig erleben wir jedoch ein Erstarken 

rassistischer, rechtspopulistischer und demo-

kratiefeindlicher Tendenzen. Um dem entge-

genzuwirken, wäre eine gleichberechtigte, dem 

Bevölkerungsanteil entsprechende Beteiligung 

von Menschen mit Einwanderungsgeschichte in 

den politischen Parteien und Parlamenten von 

großer Bedeutung. Politik muss vielfaltsbewusst 

gestaltet werden und dazu braucht es Vielfalt in 

den Parteien selbst! Das Einführen einer Quote 

könnte hier nachhaltige Veränderungen her-

beiführen.

In der Ausbildung der kommenden Generation 

muss eine rassismuskritische, vielfaltsbewusste 

und an Chancengerechtigkeit orientierte Grund-

haltung vermittelt werden. Wissen über die Ein-

wanderungsgesellschaft und ihre Gestaltungs-

möglichkeiten gehören zur Vermittlung von 

politischem und geschichtlichem Grundwissen.

Auch neuzugewanderte Menschen müssen ihre 

Lebensbedingungen vor Ort mitgestalten kön-

nen. Die Herausforderungen durch die EU-Er-

weiterung, die insbesondere in der Dortmunder 

Nordstadt sichtbar werden, müssen politisch 

auf Bundesebene gestaltet werden. Die Diskri-

minierung und Marginalisierung der größten 

europäischen Minderheit der Roma innerhalb 

der EU muss beendet werden. Es wird höchste 

Zeit für Sozialstandards in der EU, wenn wir die 

Verfestigung einer Zweiklassengesellschaft in 

unseren Städten verhindern wollen.

Klimawandel gestalten, 
Nachhaltig wirtschaften

Marthe Pflüger, Leiterin 

des Schultenhofs: 

In der Landwirtschaft spüren wir die zuneh-

menden Extremwetterlagen direkt und uner-

bittlich. Nicht erst seit den Überschwemmungen 

der letzten Wochen. Jetzt ist es unser Job, auf 

den Klimawandel zu reagieren und nicht nur 

zu reden. Nachhaltig wirtschaften ist nicht nur 

ökologisch, sondern auch ökonomisch sinnvoll. 

Es würde uns alle weniger kosten, jetzt zu han-

deln, statt auf weitere Folgen des Klimawandels 

zu warten. 

Die Zuwanderung gestalten und positiv besetzen.  

Das ist ein Anspruch des von der AWO organisierten  

Roma-Kulturfestivals „Djelem Djelem“.    Archivbild: Alex Völkel
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Dazu gehört, dass Landwirte wieder LANDwir-

te sein können. Unsere Arbeit ist viel mehr 

Dienst an der Gesellschaft als nur Produktion 

von Grundnahrungsmitteln. Denn nachhaltig 

bewirtschaftete Böden, Weiden und Wiesen 

gehören zu den größten CO2-Speichern. Um-

weltschutz ist bereits unser Tagesgeschäft. Da 

müssen Anreize geschaffen werden, um noch 

mehr Betriebe zum Umdenken zu bewegen. 

Biodiversitätsmaßnahmen müssen noch spür-

barer belohnt werden.

Aber Ökolandbau stärken allein, reicht nicht. 

Denn mit der Behauptung, jeder Kassenbon 

sei auch ein Wahlzettel, machen wir es uns zu 

leicht. Wie kann man annehmen, es sei eine 

freie Entscheidung sich nachhaltig, gesund und 

regional zu ernähren, solange Biolebensmittel 

nicht für jeden Menschen erschwinglich sind? 

Da sehe ich auch die Politik in der Pflicht. Bio 

muss für den Verbraucher bezahlbar bleiben, 

bei fairen Löhnen für die Erzeuger.

Digitale Teilhabe gewährleisten

Ben Peck, Erzieher 

(Bilinguale Fachkraft: 

Englisch) & Betriebs-

ratsmitglied

Digitales Arbeiten – nichts wurde in letzter Zeit 

so wichtig. Dank der digitalen Transformation 

in unserem Betrieb konnten wir in der Pande-

mie-Zeit viele Prozesse digital verlagern und 

aufrechterhalten. In einem sozialen Unterneh-

men birgt dies allerdings auch Gefahren – so 

haben wir viele Prozesse wieder zurückgebaut, 

um unseren Blick direkt auf den Menschen zu 

legen.

Weniger Menschenkontakt bedeutete weniger 

Beziehungsarbeit – genau diese ist in der pä-

dagogischen Arbeit unabdingbar und war mit 

der digitalen Verlagerung nicht vereinbar. El-

terngespräche über Video, Vorstellungsvideos 

der Kollegen für neue Familien sind da eher 

eine Notlösung, um unsere Willkommenskultur 

aufrechtzuerhalten. 

Im pädagogischen Alltag spürt man täglich den 

Einfluss sozialer Medien und medialen Konsums 

bei den Kindern. Spielzeug und Handlungen 

fiktiver Inhalte werden zur Vorlage des eigenen 

Spiels und verdrängen zunehmend die eigene 

kreative Umsetzung in Entwicklungsprozessen. 

Aber auch die Eltern und Kollegen haben mit 

dem angemessenen Umgang und dem „digita-

len Wachstum“ Schwierigkeiten.

Als Mensch der 90er bin ich im ambivalenten 

Umgang mit digitalen Medien groß geworden 

und habe mich später mit der digitalen Sprache 

(Computersprache) auseinandergesetzt. Viele 

Menschen in meinem beruflichen Kontext (El-

tern und Kollegen) beherrschen diese „Fremd-

sprache“ allerdings nur kaum bis gar nicht. Sol-

che Menschen werden unter Druck gesetzt und 

kommen z.B. bei der technischen Umsetzung 

einer Anmeldung über das Kita-Portal oder 

beim Ausdruck am richtigen betrieblichen Dru-

cker oft an ihre Grenzen. 

Bei allem Fortschritt werden die Eltern und Kol-

legen gnadenlos abgehängt. Das stetige Wachs-

tum und die Umstellung auf digitale Lösungen 

können eine gute Stütze sein und Prozesse be-

schleunigen. Vieles wird jedoch de-personali-

siert. Es sollte eine „gesunde“ digitale Trans-

formation angestrebt werden, verbunden mit 

Gerechtigkeit und Fairness.

Die Finanzlage der  
Kommunen verbessern

Antje Rottmann, stv. 

AWO Geschäftsführerin, 

zuständig für Finanzen 

und Controlling

Soziale Arbeit, sei es in der Pflege oder bei den 

Kindertageseinrichtungen, wird oft gemeinsam 

von Kommune, Land und Bund finanziert. Vie-

le Projektanträge können nur gestellt werden, 

wenn die Kommune ein Signal zur Co-Finanzie-

rung gibt. Für uns soziale Träger ist es deshalb 

sehr wichtig, hier mit der Stadt an einem Strang 

zu ziehen und die Verantwortlichen dort von 

unseren Projektideen zu überzeugen.

Die Basis für unsere Arbeit ist eine ausreichen-

de Finanzierung: Gute, qualifizierte Mitarbeiter 

brauchen eine gute, tarifliche Bezahlung. Des-

halb ist es wichtig, dass der Preiskampf bei Aus-

schreibungen aufhört. Dringend umzusetzen ist 

hier endlich die schon lange geforderte tarif-

liche Bezahlung von Pflegekräften. Das Pfle-

ge-Tariftreue-Gesetz, das noch diesen Sommer 

auf Bundesebene verabschiedet werden soll, ist 

hier ein wichtiger Schritt in die richtige Rich-

tung. Durch die Vergabe sozialer Aufträge an 

gewerbliche Träger gibt es nur Verlierer: Ein An-

gebot, das sich oft nicht an Qualität, sondern 

an der Rendite misst und Mitarbeitende, die zu 

Niedriglöhnen beschäftigt werden.

Viele unserer Maßnahmen und Projekte werden 

nur noch anteilig finanziert. Während wir auf 

der einen Seite keine Gewinne erwirtschaften 

dürfen und überschüssige Mittel zurückzahlen 

oder verrechnen müssen, wird auf der anderen 

Seite erwartet, dass wir Defizite aus der eige-

nen Tasche ausgleichen. Ein weiteres finanzi-

elles Problem stellt für uns Träger die Nutzung 

eigener Immobilien dar: Während die Kosten 

für angemietete Räumlichkeiten in die Pro-

jektkosten einkalkuliert werden dürfen, wird 

die Nutzung eigener Bestandsimmobilien nicht 

gefördert. Aber hier entstehen Kosten durch 

Abschreibung und Instandhaltung, die erwirt-

schaftet werden müssen. 

Der mittlerweile enorm hohe Verwaltungsauf-

wand bei der Beantragung und Abrechnung von 

Projekten und Maßnahmen bindet zu viele Res-

sourcen. Natürlich ist es wichtig, dass die Träger 

bei der Verwendung von Steuergeldern kontrol-

liert werden, der beleghafte Nachweis für jeden 

gekauften Bleistift oder die tagelange Auseinan-

dersetzung mit Finanzprüfern, ob der gesamte 

seitenlange Verwendungsnachweis neu gemacht 

werden muss, da die 77 Cent Kontoführungsge-

bühr nicht förderfähig sind, gehen da aber abso-

lut am Ziel vorbei und sind einfach nur ärgerlich. 

Hier wünsche ich mir, nicht nur von der Kommu-

ne, sondern auch auf Landes- und Bundesebene 

eine Veränderung der Abrechnungsmodalitäten.

Wir brauchen ein solidarisches  
und demokratisches Europa

Ulrike Matzanke, stell-

vertretende AWO Unter-

bezirksvorsitzende:

Wir brauchen ein starkes soziales und nachhal-

tiges Europa, um den großen Herausforderun-

gen ‚soziale Ungleichheit‘ und ‚Klimawandel‘ 

begegnen zu können. Und dafür brauchen wir 

Solidarität unter den EU-Staaten. Bislang ent-

steht jedoch der Eindruck, dass einige Staaten 

nur von den Vorteilen Gebrauch machen, sich 

aber bei grundsätzlichen humanitären und so-

lidarischen Fragen, wie z.B. die Aufnahme von 

geflüchteten Menschen, verweigern. 
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Die EU muss sich als Wertegemeinschaft selbst 

ernster nehmen. Worte reichen da nicht. Die 

erforderliche Solidarität muss Ausdruck finden 

in der Rahmensetzung einer gemeinsamen Fi-

nanz-, Wirtschafts- und Sozialpolitik. Es müs-

sen verbindliche Grundsätze für die soziale 

Mindestsicherung und für angemessene Min-

destlöhne gefasst werden, um die Situation der 

Menschen konkret zu verbessern und um einen 

Negativ-Wettbewerb zwischen den EU-Staaten 

zu unterbinden. 

Zivilgesellschaft und  
Ehrenamt stärken

Cordula von Koenen, 

Leiterin der AWO-

Verbandsarbeit:

Die AWO lebt vom Ehrenamt! Sich zuständig, 

sich verantwortlich fühlen, die „Ärmel hoch-

krempeln“ und selbst aktiv werden: Hilfe zur 

Selbsthilfe – ein wesentliches Prinzip bei der 

AWO. Tief verwurzelt im Verband nimmt ehren-

amtliches Engagement auch im Unternehmen 

einen großen Raum ein: Ehrenamtliche enga-

gieren sich in Einrichtungen, sind in sozialen 

Diensten aktiv und organisieren ganze Begeg-

nungsstätten. 

Sie bringen ihre Wünsche, Kenntnisse und Ide-

en ein, übernehmen vielfältige Aufgaben und 

bereichern. Sie helfen unkompliziert und fragen 

nicht nach Herkunft, Nationalität oder Religion. 

Sie engagieren sich in der Nachbarschaft. Sie 

engagieren sich in unserer Stadt. Unsere Ge-

sellschaft braucht genau dies. Sie braucht Men-

schen, die sich einbringen mit Herz und Ver-

stand, braucht sie dringender denn je, denn sie 

fördern den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 

Rund 31 Millionen Menschen in Deutschland 

engagieren sich in ihrer Freizeit für das Gemein-

wohl – damit bereichern sie nicht nur das Zu-

sammenleben unserer Gesellschaft und bieten 

Unterstützung für andere: Ihr bürgerschaftliches 

Engagement bedeutet in der Mitgestaltung des 

eigenen Lebensumfelds auch, dass sie einbezo-

gen sind in Entscheidungen vor Ort, und fördert 

damit, dass demokratische Strukturen erhalten 

bleiben.

Aber: Bürgerschaftliches Engagement braucht 

nicht nur Anerkennung und Wertschätzung. Es 

braucht auch ausreichende Unterstützung und 

gute Rahmenbedingungen. Die Ehrenamtlichen 

nicht nur der AWO sehen sich mit immer mehr 

Auflagen und bürokratischen Hürden konfron-

tiert. Ob GEMA, Datenschutzgrundverordnung 

oder aktuell die Hygienemaßnahmen in der 

Pandemie - die Regeln und Vorgaben scheinen 

immer mehr, komplizierter und ein Ehrenamt 

immer schwieriger zu werden. 

Und die Infragestellung der Gemeinnützigkeit 

bei politisch agierenden Vereinen hat zusätzlich 

für Irritation gesorgt. Gerade angesichts zuneh-

mender sozialer Ungleichheit und wachsender 

Vereinzelung brauchen wir ehrenamtlich enga-

gierte Menschen vor Ort. Sie sind unverzichtbar 

und nehmen eine unverzichtbare Rolle wahr. 

Deshalb darf auf ihre Stärkung und Förderung 

nicht verzichtet werden.

Der Markt kann die  
Daseinsvorsorge nicht regeln

Mirja Düwel,  

Geschäftsführerin der 

AWO Dortmund:

Gemeinsam mit den anderen Wohlfahrtsver-

bänden nimmt die AWO in Deutschland eine 

zentrale Rolle im Sozialsystem wahr. Das hat gute 

Gründe. Allen Menschen muss gleichberechtigte 

Teilhabe möglich sein. Mit diesem Ziel bieten wir 

soziale Dienstleistungen an, fördern ehrenamt-

liches Engagement und geben Menschen, die 

Unterstützung benötigen, eine Stimme.

Als AWO sehen wir uns als soziales Frühwarn-

system, als Motor sozialer Innovation und 

als Fürsprecherin für die, die zu wenig Lobby 

haben. Das gilt im Großen, wenn es um Ge-

setzgebung und Verteilung geht. Es gilt in der 

Kommune, wenn wir uns in Gremien und 

Ausschüssen an der Planung, Konzeption und 

Steuerung der Angebote beteiligen. Und es gilt 

im Kleinen, wenn wir den Menschen in un-

seren Angeboten und im Ehrenamt zur Seite 

stehen. 

Gerade in Zeiten großer sozialer Herausforde-

rungen wie jetzt in der Pandemie zeigt sich die 

große Stärke der Wohlfahrtsverbände. Gut ver-

netzt in der Stadt, im Kontakt mit den Menschen 

im Quartier sind wir wichtiger Partner im Kri-

senmanagement. 

In Deutschland gilt, dass alle sozialen Dienste 

möglichst bürgernah geregelt werden sollen. 

Der Staat trägt die Verantwortung und schafft 

die Rahmenbedingungen; die Wohlfahrts-

verbände übernehmen die Aufgaben, die im 

Sinne dieser Nähe zu gestalten sind. Dieses 

sogenannte Subsidiaritätsprinzip muss immer 

wieder eingefordert werden. 

Bedroht wird es zum einen durch die Legende, 

der Markt könne die soziale Daseinsvorsorge re-

geln. Wer meint, dass soziale Dienstleistungen 

in Ausschreibungen vergeben werden müssen, 

missachtet deren besonderen Charakter. Zum 

anderen zeigt kommunale Verwaltung die Ten-

denz, Angebote zunehmend regeln und steu-

ern zu wollen. So wird das Wertvolle der Wohl-

fahrtspflege, frei und unabhängig im Sinne der 

Menschen und nicht von Investoren zu agieren, 

gefährdet.

Ehrenamtliche Aktivitäten in Dutzenden Ortsvereinen und Begegnungsstätten in den Dortmunder 

Stadtteilen sind das Rückgrat der AWO. � Archivbild: Alex Völkel



10

› VERBAND

Ja, es gibt viele Gründe, mit der Politik, den Politiker*innen und den Parteien an sich unzufrie-

den zu sein. Auch die Bereitschaft der politisch Verantwortlichen, auf die Bedürfnisse bestimmter 

Bevölkerungsgruppen einzugehen, könnte und müsste viel größer sein, das ist politikwissen-

schaftlich bestätigt. Hinzu kommt, dass jede noch so demokratische Grundverfassung nicht un-

mittelbar zu einer demokratischen „Lebensrealität“ mit gerechten Strukturen führt. 

Das alles führt zu Unmut und Enttäuschung - 

und vielleicht dem Ansinnen, bei der nächsten 

Wahl den etablierten Parteien ‚einen Denk-

zettel zu verpassen‘ und eine der vermeintlich 

unkomplizierteren, „volksnäheren“, einfache 

Lösungen versprechenden, rechtspopulistischen 

Parteien zu wählen. Beispielsweise die AFD.

Davon möchten wir aus folgenden Gründen ab-

raten:

1.  Die AFD ist, wenn auch demokratisch ge-

wählt, eine Gefahr für die Demokratie: De-

mokratie als gesellschaftliches Grundprinzip. 

Schutz der Menschenwürde, Gleichberechti-

gung, Religionsfreiheit, Diskriminierungsverbot 

und Rechtsstaatlichkeit – für die AfD sind das 

Dinge, durch die „Deutschland sich selbst ab-

schafft“. Mit völkischen, antisemitischen, ho-

mophoben und menschenverachtenden Sprü-

chen heizt sie seit Jahren das gesellschaftliche 

Klima auf. 

Die Chefideolog*innen der Partei sprechen ganz 

offen davon, das bestehende demokratische 

System überwinden zu wollen. So macht der 

Vorsitzende der Thüringer AfD, Björn Höcke, aus 

seiner Verachtung für das demokratische System 

der Bundesrepublik kein Geheimnis, wenn er 

sagt, gewählte Vertreter*innen demokratischer 

Parteien seien für ihn „Grundrechtsschänder“, 

„Gesinnungskastraten“ oder „Deutschland-Ab-

schaffer“.  

2.  Die AfD verharmlost den Nationalsozialis-

mus: Der Nationalsozialismus sei „nur ein Vogel-

schiss" in 1000 Jahren erfolgreicher deutscher 

Geschichte, so Gauland 2018. Dass AfD-Politi-

ker*innen den historischen Nationalsozialismus 

relativieren, zeigt auch das Beispiel des Abge-

ordneten Hansjörg Müller, der bei einer De-

monstration das Infektionsschutzgesetz mit dem 

Ermächtigungsgesetz der Nazis gleichsetzte. 

3.  Die AfD schürt Angst, Hass und Hetze und 

will keine Lösungen: Gegen Asyl, Zuwanderung 

und Migration zu sein ist das, was die AfD stark 

gemacht hat, indem sie aus einer komplizierten 

Situation ein angstbesetztes Thema inszenierte. 

Sie will Grenzen schließen, abschieben, Sozi-

alleistungen kürzen, individuelle Schutz- und 

Asylgarantien abschaffen. Rassistische Asyl- und 

Migrationspolitik-Attacken finden sich nahe-

zu täglich in den sozialen Medien und schüren 

weiterhin Hass und Misstrauen und Spaltung.

Dass die AFD aber lediglich an Hetze und nicht 

an einer Lösung interessiert ist, zeigt ein Zitat 

von Christian Lüth, dem langjährigen Presse-

sprecher der AfD-Bundestagsfraktion, der sich 

in einem Interview dafür aussprach, „noch 

mehr Migranten ins Land holen zu wollen“, 

weil „dann geht es der AfD besser. Wir können 

die nachher immer noch alle erschießen. Das 

ist überhaupt kein Thema. Oder vergasen, oder 

wie du willst. Mir egal!“

4.  Die AfD will Ungleichheit: Frauen, Men-

schen mit Migrationsgeschichte, Homosexuelle: 

Viele benachteiligte Gruppen haben sich in den 

vergangenen Jahrzehnten und Jahrhunderten 

emanzipiert und damit einen gesellschaftli-

chen, demokratischeren Bewusstseinsprozess 

befördert – der noch voll im Gange ist.  Die AfD 

will diese Bewegungen rückgängig machen, 

solche Gruppen wieder stärker benachteiligen 

und ist gegen Chancengleichheit. Stattdessen 

will die AFD bestehende Geld-, Macht- und 

Einflussstrukturen sichern.

5.  Vater – Mutter – Kind(er) – nichts Anderes 

und genau in dieser Reihenfolge: Der Erhalt 

des eigenen Staatsvolks ist vorrangige Aufgabe 

der Politik und jeder Regierung (AfD-Grund-

satzprogramm). Die Partei will, dass sich die 

Familienpolitik des Bundes und der Länder am 

Bild der Familie aus Vater, Mutter und Kindern 

orientiert – und positioniert sich daher offen 

gegen andere Lebensformen, sexuelle Orientie-

rungen und Identitäten.

6.  Du hast eine tolle Stimme – nutze sie für 

Lösungen, mehr Demokratie und Menschen-

freundlichkeit! Jede Stimme bringt Steuergeld, 

jede Stimme für eine rechtspopulistische Partei 

fördert die die gesellschaftliche Rechtsaußen-

stimmung, Spaltung, und Menschenfeindlich-

keit – ob „nur“ aus Protest oder nicht. Somit 

steht undemokratischen Parteien mehr Geld für 

ihren Wahlkampf, ihre Nachwuchsförderung, 

ihre Öffentlichkeitsarbeit und ihre Demokratie 

schwächende Arbeit zur Verfügung.

Protest ja – aber Rechtspopulismus ist keine 

Lösung.

Protest ja – aber Rechtspopulismus  
ist niemals eine Lösung

Protest gegen die AfD an der TU Dortmund.� Archivfoto: Alex Völkel
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Seit über 100 Jahren begleiten wir unsere Kunden als verlässlicher Partner für alle Versicherungs- und Finanzfragen durch ihr Leben. Mit maß-

geschneiderten Dienstleistungen, erstklassigem Service und persönlicher Beratung. Und das alles selbstverständlich direkt in Ihrer Nähe. Denn 

darauf können Sie sich bei SIGNAL IDUNA verlassen: dass wir immer für Sie da sind.

www.signal-iduna.de

Sicherheit ist, sich rundum geborgen 
zu fühlen. Am besten ein Leben lang.

Doch auch ohne Konsulat wird es Fennekold 

nicht langweilig. Sein soziales Engagement 

geht in Deutschland weiter. „Alles, was mit 

Menschen und sozialer Arbeit zu tun hat“, be-

schreibt Heinz Fennekold seine Motivation. Seit 

dem 1. Mai 1978 ist er AWO-Mitglied und im 

Ortsverein Südweststadt. Bereits als 18-Jäh-

riger war er nach dem Vorbild seiner Mutter 

Liesel Fennekold im Arbeiter-Samariter-Bund 

(ASB) als Krankenpfleger und Sanitäter im Ein-

satz. Nach dem Tod seiner Mutter gründete er 

den „Liesel-Fennekold-Unterstützungsfonds“ 

für den ASB Dortmund, dem 2004 eine Stiftung 

folgte. Fennekold initiierte auch die Gründung 

einer Schule für Sanitätshelfer*innen. 

Das Soziale galt auch für seine berufliche Tätig-

keit: Denn in allen Unternehmensvorständen 

bei VEW und RWE war er als Arbeitsdirektor auf 

dem „Ticket“ der Gewerkschaft.  Das gab und 

gibt ihm finanzielle Spielräume für ein vielfälti-

ges soziales und karitatives Engagement. Aktuell 

widmet er sich unter anderem noch der Heraus-

gabe von Büchern - 14 sind es mittlerweile ge-

worden. Das Jüngste, was in diesen Tagen nach 

einer Zusammenarbeit mit Prof. Dr. Dr. Ralph 

Weimann und Paul Reding erscheint, trägt den 

Namen „Danke - Obrigado - Dekuji - Thanks“. 

Dies versteht er bewusst als Danksagung zum 

Abschied: „Ein Humanist und Streiter für soziale 

Gerechtigkeit verlässt die Bühne“ hat er seinen 

Beinahe-Abschied aus Dortmund überschrie-

ben - auch wenn er Dortmund nicht nur mit 

einem Wohnsitz und seiner AWO-Mitgliedschaft 

verbunden bleibt. Die meiste Zeit lebt er jedoch 

an der Algarve in Portugal - dort hat er seit 26 

Jahren einen Wohnsitz.

Die AWO verliert „ihren“ Konsul
Die AWO Dortmund hat einen „ausländischen Repräsentanten“ weniger: Heinz Fennekold (76) 

legt nach rund 16 Jahren sein Ehrenamt als Honorarkonsul für Tschechien nieder. Zu Ende Juni 

hat das Konsulat im ehemaligen Sonnenergieforum im Westfalenpark geschlossen. Damit hat 

Fennekold ein zeitintensives Ehrenamt weniger. Es ist die zweite ganz große ehrenamtliche Auf-

gabe, die er nun abgibt, nachdem er sich vor einigen Jahren als Präsident der Auslandsgesell-

schaft NRW bzw. Deutschland zurückgezogen hatte.

� Fotos: Alex Völkel
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Davon wollen sich immer mehr Menschen ein 

Bild machen. Jüngst ließen sich die SPD-Land-

tagsabgeordnete Anja Butschkau zusammen 

mit ihren Kolleginnen - Inge Blask aus dem 

Landtag und Sabine Poschmann aus dem Bun-

destag - von Hofleiterin Marthe Pflüger über 

den Schultenhof in Renninghausen führen. 

Gelebte Inklusion
Rund 50 Menschen mit und ohne Behinderung 

arbeiten auf dem Bio-Bauernhof. Gemeinsam 

bauen sie Obst und Gemüse an, kümmern sich 

um die Tiere auf dem Hof und verkaufen die 

Produkte im Hofladen. Mit dem Anschluss an 

den Bioland-Verband für ökologischen Land-

bau wird die Einhaltung der Öko-Richtlinien 

kontrolliert.

Jeden Tag legen die vielen Hühner viele Eier. An 

der Fleischtheke im Hofladen liegen Filets und 

Koteletts von den zuvor auf dem Hof gehegten 

und gepflegten Schweinen. Die Schweine kom-

men als Ferkel aus einem Bioland-Betrieb in 

die Ställe an der Stockumer Straße 109, wach-

sen auf und erhalten währenddessen viel Be-

such von jungen und alten Ausflügler*innen 

aus der Umgebung. 

Damit Wurst und Fleisch aus der Schulten-

hof-Metzgerei später bestens schmecken, be-

steht das Futter der Schweine aus selbst erzeug-

tem Getreide, Kartoffeln und Heulage.

Kurze Wege

Auf dem Hofgelände steht ein AWO-Wohnhaus, 

in dem 25 Menschen mit Behinderung leben. 

Einige von ihnen arbeiten auf den Feldern, im 

Stall und im Gewächshaus. Der direkte An-

schluss an den Hof vermittele allen ein gutes 

Gefühl von Gemeinschaft, macht Marthe Pflü-

ger deutlich.

Im Hofladen gegenüber stehen neben selbst 

erzeugten Produkten in den Regalen Lebens-

mittel aus anderen Bio-Unternehmen. Brot 

und Wurst, Käse und Kuchen gibt es an den 

Frischetheken. Und dann sind da noch die at-

traktiven Öffnungszeiten: Bis auf den Montag 

kann die Kundschaft an jedem Tag der Woche 

kommen.

„Der AWO-Schultenhof steht exemplarisch für 

all das, was wir mit der Enquete-Kommission im 

Landtag stärken wollen: ein integratives Kon-

zept, regionale Vermarktung und Verankerung 

und vor allem Produkte, die nach ökologischen 

Richtlinien erzeugt und verarbeitet werden“, 

betonte Inge Blask, stellvertretende Vorsitzen-

de der Enquete-Kommission „Gesundes Essen. 

Gesunde Umwelt. Gesunde Betriebe“.

Regionaler geht es nicht
Marthe Pflüger und ihrem Team ist es wichtig, 

den Wert von Lebensmitteln zu vermitteln. Denn 

die Erzeugung hat ihren Preis - insbesondere 

dann, wenn man es ökologisch und sozial ge-

staltet. Daher kann der Schultenhof wegen der 

verhältnismäßig geringen Fläche im Hofladen 

nicht mit einer Großfiliale eines Bio-Discoun-

ters konkurrieren - die haben andere Durch-

satzmengen und damit mitunter auch andere 

Preise im Einkauf. 

Doch auch ein anderes Anspruchsdenken hat 

Ladenleiterin Monica Stanbridge festgestellt: 

„Am Anfang reichte es, wenn Lebensmittel bio 

Der AWO-Schultenhof mitten in Dortmund vereint Nachhaltigkeit und Sozialpolitik

Ein Ort der Teilhabe und der ökologischen Landwirtschaft
Immer mehr Menschen 

wollen biologisch und 

regional erzeugte 

Lebensmittel auf dem 

Tisch haben. Regionaler 

als beim Schultenhof 

der AWO in Dortmund 

geht es nicht: Viele 

Lebensmittel haben eine 

„Anreise“ von weniger 

als 150 Metern. In man-

chem Bio-Supermarkt 

haben die Bio-Produkte 

aber schon tausende 

Kilometer hinter sich. 

Doch nicht nur die 

Regionalität macht den 

Schultenhof aus. Er ist 

ein Ort der sozialen 

Teilhabe für Menschen 

mit Behinderung.

Pause nach dem Rundgang: (v.l.) Inge Blask, Anja Butschkau, Sabine Poschmann, Marthe Pflüger, Nadine Somer. Foto: Oliver Schaper
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und gesund waren. Das Aussehen war nicht 

wichtig. Aber heute ist auch perfektes Aussehen 

gefragt“, berichtet sie mit einem Stirnrunzeln. 

„Aber eine krumme Gurke vom eigenen Hof 

wird gerne genommen, weil sie so authentisch 

aussieht.“

Dabei haben die auf dem Schultenhof erzeugten 

Waren eine Besonderheit: Alles wird händisch 

und manuell gemacht. Vom Pfl ücken in den 

Gewächshäusern kommen Obst und Gemüse 

per Handkarren und nicht mit dem LKW in den 

Laden. So regional kann das kein Supermarkt 

anbieten. Wobei mit „regional“ viel Schindluder 

getrieben wird: „Das ist kein geschützter Be-

griff“, macht Pfl üger deutlich. 

Die Sachen können durch 

ganz NRW gefahren worden 

sein und werden noch als 

„regional“ vermarktet“. Der 

Hofl aden ist die regionalste 

Form. „Hyperlokal“, zumin-

dest was die hofeigenen Pro-

dukte betrifft. Doch nur mit ih-

nen könnte man einen Laden nicht bestücken. 

„Dann hätten wir im Winter nur Kartoffeln und 

Kohl“, macht die Schultenhof-Chefi n deutlich. 

„Es ist schwierig, den Leuten deutlich zu ma-

chen, dass nicht alles immer verfügbar ist.“

Widersprüchliche Politik
Die lauter werdenden Klimaproteste und auch 

Corona mit seinen abgeschnittenen Lieferket-

ten und Fleischskandalen haben dem Hofl aden 

viele neue Kund*innen beschert. Vor allem das 

Biofl eisch und die Eier aus Dortmund sind sehr 

begehrt. Doch deren Erzeugung wird immer 

schwieriger wegen der sich teils widerspre-

chenden Vorgaben. 

Beispiel Schweinehaltung: Eine Kommission hat 

entschieden, dass die Tiere mehr „Witterung“ 

bekommen und auch mal vom Regen geduscht 

werden sollen. Das bedeutet mehr Auslauf oder 

den Rückbau der Dächer bis zum Ende des Jah-

res. Doch ob das gut ist für die „Rosa-Schwein-

chen“, ist fraglich. Denn sie sind sehr emp-

fi ndlich, vertragen keine Hitze und sind auch 

schlechter gegen Sonnenbrand geschützt als 

ihre stärker behaarten Verwandten.

Allerdings sind die Tierzüchter auch angehalten, 

möglichst wenig Gülle zu produzieren. Misthau-

fen sollen überdacht sein. Doch nun wird durch 

den Regen die Jauche in den Ställen ausgewa-

schen. Außerdem beschäftigt sich eine zweite 

Kommission mit den Folgen von Infektionen - 

aktuell geht es um die afri-

kanische Schweinepest. Sie 

fordert bei deren Auftreten 

eine Aufstallungspfl icht, so 

dass weder Wildvögel noch 

Betriebsfremde Kontakt zu 

den Tieren bekommen 

können. 

„Wir müssen dann die Dächer, die wir rück-

gebaut haben, wieder aufbauen und die Tiere 

hermetisch abschirmen, damit noch nicht mal 

eine Taube in den Stall fl iegen und über den Kot 

die Erreger einschleppen kann“, skizziert Mart-

he Pfl üger das Dilemma. „Politik kann nicht 

alles regeln. Aber sich wenigstens zu einigen, 

wäre hilfreich. Es ist total schwierig, den Spagat 

zu schaffen, weil die Kommissionen offenbar 

nicht miteinander reden“, so die Hofl  eiterin.

Strengere Aufl agen
Ganz abgesehen davon, dass der Schultenhof 

ja die Landwirtschaft in der Großstadt erlebbar 

machen will. Die Abschottung beschert dann 

dem Hof viel Kritik und im Internet schlechte 

Bewertungen. Die gibt es mitunter auch, weil 

die Corona-Regeln hier strenger gehandhabt 

werden als in normalen Supermärkten. 

Das liegt daran, dass der Schultenhof ein Be-

trieb der Eingliederungshilfe ist. Er wird daher 

behandelt wie ein Altenheim oder ein Kran-

kenhaus. „Daher gibt es bei uns auch eine 

Test- und FFP2-Maskenpfl icht“, macht Pfl üger 

deutlich. „Bei uns arbeiten auch Mehrfach- 

und Schwerstbehinderte. Das müssen wir im-

mer erklären. Dann reagieren die meisten sehr 

verständnisvoll.“

„regional“ vermarktet“. Der 

Hofl aden ist die regionalste 

Form. „Hyperlokal“, zumin-

dest was die hofeigenen Pro-

dukte betrifft. Doch nur mit ih-

aktuell geht es um die afri-

kanische Schweinepest. Sie 

fordert bei deren Auftreten 

eine Aufstallungspfl icht, so 

dass weder Wildvögel noch 

Der AWO-Schultenhof mitten in Dortmund vereint Nachhaltigkeit und Sozialpolitik

Ein Ort der Teilhabe und der ökologischen Landwirtschaft

Schultenhof-Leiterin Marthe Pfl üger.  Fotos (3): Alex Völkel
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15 Einrichtungen aus dem Bezirk nehmen am AWO-Bundesprojekt teil

Die SWS Eving setzt auf „Klimaneutrale Pflege“
„Klimaneutrale Pflege“ heißt ein dreijähriges Projekt, welches in der Wohnstätte für Senior*innen 

in Eving gestartet ist. Dabei geht es nicht primär (aber auch) um die Pflege, sondern um die gesam-

te Einrichtung, ihre mehr als 100 Bewohner*innen und die rund 110 Menschen, die dort arbeiten. 

Ein Ziel des Projekts ist, den ökologischen Fuß-

abdruck und hier vor allem den Ausstoß an 

klimaschädlichem Kohlendioxyd zu ermitteln. 

„Wir sind ganz gespannt und finden es gut, 

dass wir uns als stationäre Einrichtung Gedan-

ken machen, wieviel CO2 ausgestoßen wird“, 

betont Bereichsleiter Mirko Pelzer. „Wir denken 

ja primär an die Pflege, aber es gibt auch noch 

ganz viele andere Bereiche, die wir durchleuch-

ten können.“ 

Das tut man am Süggelweg gemeinsam in ei-

nem Projektteam: Alle Bereiche sollen dort ver-

treten sein - Verwaltung, Technik, Pflege, Küche 

und Hauswirtschaft sind dabei. Und die tragen 

sehr unterschiedlich zum Energieverbrauch bei. 

Wieviel genau, dass können die Beteiligten zu 

Beginn des Projektes noch gar nicht sagen. 

Denn die genaue Ermittlung, was wieviel CO2 

erzeugt und wie man dies reduzieren kann, ist 

ja das wesentliche Projektziel.

Poschmann als Schirmfrau
Die Wohnstätte in Eving ist eine von 15 Ein-

richtungen aus dem AWO-Bezirk Westliches 

Westfalen, die an dem bundesweiten Projekt 

teilnimmt. Dieses wird extern begleitet - die 

Teilnehmenden stehen dabei auch im Aus-

tausch und können von den Erfahrungen der 

ersten Runde profitieren. Denn es ist bereits der 

zweite Durchlauf. 

„Für den Zeitraum von 2021 bis 2024 erhält der 

AWO-Bundesverband 1,65 Millionen Euro vom 

Bund, an den Bezirk gehen davon 210.000 

Euro“, berichtet die Dortmunder SPD-Bundes-

tagsabgeordnete Sabine Poschmann, die auch 

die Schirmherrschaft für das Projekt in Eving 

übernommen hat. 

Sie begrüßt das Vorhaben ausdrücklich und fin-

det es spannend: „Man denkt beim Klimaschutz 

ja nicht sofort an die Pflege, sondern eher an 

Themen wie Verkehr oder das Heizen. Aber es 

gibt hier viele Bereiche, wo es sich lohnt, darü-

ber nachzudenken“, betont Poschmann. Daher 

macht die Bestandsaufnahme, wo man einspa-

ren kann, Sinn. „Es geht dabei nicht darum, die 

Qualität der Pflege zu reduzieren, sondern sie 

mit weniger Energieverbrauch zu realisieren“, 

betont die Schirmfrau.

Sie schaute sich jetzt die Einrichtung, die sie 

zwar schon gut kennt, unter dem besonde-

ren Blick an. Bei der Auftaktveranstaltung - sie 

musste im Frühsommer noch online stattfinden 

- war das ja nicht möglich. Mirko Pelzer, Pfle-

gedienstleiter Tom Sebastian und Haustechniker 

Dominik Augustin führten sie durch die Einrich-

tung - auch hinter die Kulissen. Denn dort lässt 

sich im Zweifelsfall am meisten Energie ein

sparen. 

Eigenes Blockheizkraftwerk

Dabei fängt man in Eving nicht bei null an: Zu-

dem verfügt das Haus seit 2012 über ein eignes 

Blockheizkraftwerk und damit über eine sehr 

effiziente Wärme- und Stromversorgung. Bei 

den Umbauten in den Wohnbereichen wurde 

zeitgleich auf deutlich sparsamere Lampen ge-

achtet, bei der zweiten Runde - wo unter ande-

rem auch der Saal, der Eingangsbereich und die 

Veranstaltungsküche erneuert wurden - wurde 

auf LED-Technik gesetzt. Auch die Großküche 

wurde schon lichttechnisch umgestellt.

Doch die größere Herausforderung lauert dort 

noch. Denn die Produktionsküche wurde vor 

mehr als 30 Jahren auf eine Kapazität von 1000 

Mahlzeiten ausgelegt, weil seinerzeit noch an-
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dere Einrichtungen beliefert wurden. Das pas-

siert schon lange nicht mehr. Die Küchentech-

nik ist daher nicht mehr wirklich effizient und 

vor allem überdimensioniert. Das soll in Kürze 

bei einem Umbau geändert werden. Dann gibt 

es auch moderne und kleinere Geräte, die zur 

Reduzierung des Stromverbrauchs beitragen 

sollen, machte Dominik Augustin deutlich.

Weniger Speisereste

Ändern soll sich damit der Ablauf in der Kü-

che, aber auch bei den Mengen auf dem Tisch. 

Denn die Müllvermeidung, insbesondere 

auch von Speiseresten, ist ein wichtiger Fak-

tor. „Wir wollen das strukturell so verändern, 

dass sich die Mengen reduzieren. Es ist immer 

auch eine Gratwanderung. Es soll ja nicht als 

Sparmaßnahme auf den Tischen aussehen“, 

macht Tom Sebastian deutlich. „Aber vielen 

Bewohner*innen sind die Portionen auch zu 

groß.“ 

Daher wird der Handlungsbedarf gesehen - 

denn der Küchenbereich macht - so die Er-

fahrungen aus anderen Einrichtungen - einen 

großen Teil der Ökobilanz aus. Was sich durch 

den Küchenumbau sparen lässt, kann bereits 

beziffert werden: Die alten Küchengeräte hat-

ten einen rechnerischen Anschlusswert von 400 

Kilowatt. 

Nach der Sanierung könnte sich der Wert auf 

143 Kilowatt reduzieren, weil die Menge und 

Größe der Profiküchengeräte reduziert und die 

neuen zudem effizienter sind. Auch die Lüftung 

ist derzeit überdimensioniert. Die Arbeiten sol-

len in Kürze beginnen.

Energetische Sanierung

In einem anderen Bereich dürfte es deutlich 

schwerer werden, das „große Rad“ zu drehen. 

Denn perspektivisch muss die AWO über eine 

energetische Sanierung der 1989 eröffneten 

Einrichtung nachdenken. Doch den großen 

Komplex neu zu dämmen, die Fenster zu er-

neuern und auch die andere Technik - das wird 

in die Millionen gehen.

Mittelfristig geht daran kein Weg vorbei: „Ein 

Heimpflegeplatz produziert rund 7,5 Tonnen 

CO2 pro Jahr. Langfristig haben wir eine Ton-

ne als Ziel“, beschreibt Sabine Poschmann die 

gigantische Herausforderung, die die Energie-

wende in den nächsten Jahrzehnten mit sich 

bringt. 

Jobrad als Alternative

Doch auch die Beschäftigten sind bei dem Pro-

jekt im „Visier“: „Es fängt ja schon damit an, 

wie sie zur Arbeit kommen. Das gehört zum 

Fußabdruck dazu“, sagt der stv. Einrichtungs-

leiter Tom Sebastian. Und sein Bereichsleiter 

Mirko Pelzer macht keinen Hehl daraus, dass er 

ein großer Fan seines Jobrades ist. 

„Es ist eine gute Gelegenheit, Menschen aufs 

Fahrrad zu bringen, die sonst nicht Fahrrad 

fahren würden“, verweist er auf sein E-Bike. 

Dies sei nicht nur kostengünstiger und ökolo-

gischer, sondern gerade auch in der Innenstadt 

praktischer und schneller als ein Auto.

Sabine Poschmann findet es gut, dass sich die 

AWO entsprechende Gedanken macht. Statt 

Parkplatz und Dienstwagen rücken Jobticket 

und Jobrad in den Fokus. „Wir müssen das für 

die Beschäftigten so attraktiv und bequem wie 

möglich machen“, sagt sie mit Blick auf die 

Stärkung des ÖPNV und der Abkehr vom motori-

sierten Individualverkehr. 

Mehr E-Autos in der Pflege
Dazu gehört es auch, die Fahrzeugflotte eines 

Unternehmens kritisch zu beleuchten. 

Das passiert auch in Eving - wobei es hier keine 

Flotte gibt: „Unser Dienstfahrzeug ist mehr als 

zwölf Jahre alt und der Nachfolger wird elek-

trisch“, betont Mirko Pelzer. Daher hat man 

schon einen Platz für die Ladesäule ausgeguckt. 

Doch Pelzer hat auch die ambulante Pflege im 

Blick. „Wir haben allein in Dortmund 131 Pfle-

gedienste, jeder mit einer Vielzahl von Fahrzeu-

gen. Da macht die Umstellung Sinn.“

Sabine Poschmann ließ sich auch das Blockheizkraftwerk erklären. 

Im Bereich der Küche und der Haustechnik lässt sich durch Anpassungen und Modernisierungen viel 

Energie und damit auch Geld einsparen.� Fotos: Klaus Hartmann
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In der Mergelteichstraße sind Tagespfl ege, Kita sowie Mutter-und-Kind-Wohnen eingezogen

Drei Generationen unter einem Dach
Ein spannendes Mehrgenerationen-Projekt der Dortmunder AWO ist nach sechs Jahren Planungs- 

und Bauzeit an der Mergelteichstraße in Betrieb gegangen. Quasi unter einem Dach sind dort 

eine Kita, eine Tagespfl ege für Senioren*innen sowie zwei Wohnprojekte für Mütter mit Kindern 

in Betrieb gegangen.

„Das ist einzigartig für beide Seiten, wenn Älte-

re auf Jüngere treffen“, sagt Pfl egedienstleiter 

Torsten Jaspers. Und nicht nur eine Freude für 

die Älteren, sondern auch für die Kinder. „Viele 

haben keine Großeltern mehr. Dabei wäre das 

eigentlich natürlich“, ergänzt Madita Knorr, stv. 

Leitung der Kita. Nach und nach werden die 

Kontakte hergestellt - Corona hatte das ja zu-

nächst unmöglich gemacht. 

Die Kita war als erste Einrichtung im Februar 

eingezogen. Fünf Gruppen mit 100 Kindern und 

20 Mitarbeitenden - inklusive Azubis und Haus-

wirtschaft - sind hier. Ende 

Juni ist auch die Tagespfl ege 

im Erdgeschoss eingezogen. 

22 Plätze für Gäste gibt es hier 

in der Tagespfl ege. Der Schwer-

punkt liegt auf Demenz und die Be-

treuung fi ndet in zwei Gruppen statt.

„Wir haben eine sehr große Nachfrage. Doch für 

neue Gäste gibt es keine freien Plätze“, berich-

tet die stv. Leiterin des Seniorenbereichs, Carla 

Cailean. Denn die Tagespfl ege ist keine neue 

Einrichtung, sondern als Ersatz für den Möllers-

hof gedacht, wo die baulichen Gegebenheiten 

einen Weiterbetrieb nicht möglich gemacht 

hatten.

„Alle sind mit umgezogen“, freut sich Cailean. 

Doch es gibt einen Wermutstropfen: „Leider ist 

der Garten nicht mehr so groß wie früher. Aber 

die Räumlichkeiten haben sich deutlich verbes-

sert.“ Auch die Lage mache externe Aktivitäten 

leichter: „Sie eignet sich schön auch für kleinere 

Ausfl üge in den Zoo, in den Park oder zum Eis-

essen“, ergänzt ihr Kollege Torsten Jaspers.

Schwerpunkt Medien und Natur

Anders als bei der Tagespfl e-

ge sind die Kitaplätze 

zusätzlich. Mit ihrem 

kombinierten Me-

dien- und Natur-

schwerpunkt ist die 

Einrichtung bei der 

AWO bisher noch 

einzigartig. „Me-

dienerziehung ge-

winnt gerade im Zeit-

alter von Smartphone und 

Tablet-Computer zunehmend an 

Bedeutung: „Wir wollen den richtigen Umgang 

mit Medien vermitteln. Das wird ja auch in 

Schule immer wichtiger“, erklärt Madita Knorr. 

Eine ideale Ergänzung ist dabei das Naturange-

bot. „Ich fi nde den Kontrast und die Ergänzung 

total interessant. Im Weltgeschehen ist beides 

total wichtig“, macht Madita Knorr mit Blick 

auf Fragen der Nachhaltigkeit und des Umwelt-

schutzes deutlich.

Nach und nach wollen sie sich aber auch ver-

trauter machen mit den Nachbarn. Denn nicht 

nur die Tagespfl ege des Unterbezirks, auch zwei 

Senioreneinrichtungen des Bezirksverbands 

sind in direkter Nachbarschaft. „Wir waren 

schon zum Singen nebenan. Wir haben eige-

ne Kinderlieder, aber auch andere ältere Lie-

der gesungen. Und die Demenzkranken haben 

freudestrahlend mitgesungen, sie kannten alles 

auswendig“, berichtet Knorr.

Weitere Kontakte sollen sich anschließen: Bas-

teln, Plätzchen backen, St. Martin-Feier, ein 

Singkreis, ein gemeinsamer Tannenbaum, ein 

im Erdgeschoss eingezogen. 

22 Plätze für Gäste gibt es hier 

in der Tagespfl ege. Der Schwer-

punkt liegt auf Demenz und die Be-

treuung fi ndet in zwei Gruppen statt.

Schwerpunkt Medien und Natur

Anders als bei der Tagespfl e-

ge sind die Kitaplätze 

zusätzlich. Mit ihrem 

kombinierten Me-

dien- und Natur-

schwerpunkt ist die 

Einrichtung bei der 

AWO bisher noch 

einzigartig. „Me-

dienerziehung ge-

winnt gerade im Zeit-

alter von Smartphone und 

Tablet-Computer zunehmend an 

Einblick die Mutter-Kind-Etage. Fotos: Klaus Hartmann



17

lebendiger Adventskalender oder ein kleiner 

Adventsbasar, dann vielleicht auch gemein-

sam mit dem Behindertenwerkstätten oder 

den Handarbeitskreisen …. Ideen für gemein-

same Projekte haben die Hauptamtlichen 

schon viele.

Angebote für junge Mütter

Bis dahin wird auch die Riege der „Obermiete-

rinnen“ komplettiert sein: In den beiden obe-

ren Etagen des Neubaus gibt es zwei Mutter- 

und Kind-Projekte. „Sicherer Hafen“ für ganz 

junge Mütter ab 14 Jahren mit ihren Kindern ist 

bereits eingezogen. Wahrscheinlich im Novem-

ber wird dann die zweite Gruppe „Geborgen 

Wachsen“ einziehen. 

In beiden Gruppen gibt es Plätze für jeweils vier 

Mütter sowie für fünf bzw. sechs Kinder. Hier 

sind rund um die Uhr Hauptamtliche vor Ort und 

ansprechbar, um sofort bei Unterstützungs-

bedarf reagieren zu können, berichtet Fried 

Kirsch, Pädagogische Leitung der AWO-Hilfen 

zur Erziehung.

Diese Bedarfe können sehr unterschiedlich sein 

- so wie bei den aktuellen Bewohnerinnen. 

Denn eine 15-Jährige mit ihrem ersten Kind 

hat andere Erfahrungen und Probleme, als die 

40-Jährige, die mit zwei Kindern eingezogen ist.

Im „Sicheren Hafen“ ist die Hilfe - insbesondere 

bei den jungen Müttern längerfristig angelegt. 

Sie soll die jungen Mütter bis in die Volljährig-

keit begleiten. Das Ziel: die eigene Selbststän-

digkeit und die Möglichkeit, sich um eigene In-

teressen und die der Kinder zu kümmern.

Erzieherische Kompetenzen

Altersmäßig schließt die zweite Gruppe „Ge-

borgen Wachsen“ an und hat den Schwerpunkt 

Verselbständigung. Die Frauen müssen hier 

schon volljährig sein und so viel Beziehungs-

verbindlichkeit und Verlässlichkeit mitbringen, 

dass kein Risiko mehr für die Kinder besteht. 

Daher ist hier die Betreuung auch nicht rund 

um die Uhr angelegt, sondern bis zu 12 Stunden 

im Tagesbereich sowie mit einer Rufbereitschaft 

in den Abendstunden.

„Häufig sind das junge Mütter, die selbst we-

nig erzieherische Kompetenzen erlebt haben“, 

berichtet Fried Kirsch. Diese in Erziehungs- und 

Lebensfragen zu begleiten ist das Ziel der Ein-

richtung. Beide Einrichtungen sind übrigens 

nicht neu: „Sicherer Hafen“ ist aus einer an-

deren Immobilie in Aplerbeck umgezogen und 

„Geborgen Wachsen“ ist noch in Kirchhörde. 

Somit sind beide Projekte erprobt. Hier gibt es 

jeweils sieben Mitarbeitende, die sich 6,5 bzw. 

4,3 Stellen teilen. Hinzu kommen noch zwei 

Hauswirtschaftskräfte. 

Gebaut hat das Gebäude übrigens nicht der 

Unterbezirk, sondern der Bezirksverband. Die 

Dortmunder Gliederung ist „nur“ Mieterin. 

Dennoch hat auch Dortmund rund 250.000 

Euro allein in die Ausstattung von Tagespflege 

und Mutter-Kind-Gruppen investiert, berichtet 

der stv. Geschäftsführer des Unterbezirks, Frank 

Czwikla. Die Ausstattung der Kita wird über das 

Kinderbildungsgesetz NRW refinanziert.

› KINDER, JUGEND UND FAMILIE

Pflegedienstleiter Torsten Jaspers und die  

stv. Leiterin des Seniorenbereichs, Carla Cailean.
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Markus Geiseler und Tanja Kaufmann übernehmen die Leitung der Eingliederungshilfe

Ein junges Duo als Nachfolge  
von Klaus Hermansen
Wechsel an der Spitze der Eingliederungshilfe: Markus Geiseler und Tanja Kaufmann stehen seit 

August an der Spitze der Eingliederungshilfe. Sie treten die Nachfolge von Klaus Hermansen (63) 

an, der Ende Juni in den Ruhestand gegangen ist.

Hermansen war seit 2002 bei der AWO in Dort-

mund. Der Diplompädagoge und Sozialtherapeut 

hatte zunächst als Qualitätsmanagementbeauf-

tragter in den Werkstätten der AWO begonnen 

und dann schrittweise die Betriebsleitung, die 

Leitung der Sozialen Teilhabe sowie die Be-

reichsleitung der Eingliederungshilfe insgesamt 

übernommen. Nach seinem Ruhestand wurden 

die Arbeiten auf mehrere Schultern verteilt.

Der Grund ist einfach: In den fast 20 Jahren ist 

die Werkstatt deutlich größer und die Aufgaben 

vielfältiger geworden. „Früher lagen wir bei 

unter 600, jetzt bei über 950 Teilnehmenden 

in den Werkstätten“, berichtet Klaus Herman-

sen. Auch das Team in seinem Arbeitsbereich 

ist deshalb gewachsen: 350 Menschen arbeiten 

in Voll- und Teilzeit im Bereich der Eingliede-

rungshilfe. „Wir sind diverser geworden und 

haben mehr und auch sehr kleine Einheiten, 

die früher als wirtschaftlich schwierig galten. 

Und auch beim Personal sind wir diverser ge-

worden“, so Hermansen. 

Ganz deutlich verändert hätten sich zudem die 

Vorzeichen in der Arbeit mit Menschen mit Be-

hinderungen: „Die Menschen sind nicht mehr 

Betreuungsobjekte, sondern werden als selbst-

ständige und selbstbewusste Subjekte wahrge-

nommen“, so Hermansen.

Inklusionswäscherei geplant
Eine Antwort darauf ist die geplante Gründung 

eines großen Inklusionsbetriebs. Der Dortmun-

der Unterbezirk plant gemeinsam mit dem AWO 

Bezirk Westliches Westfalen die Einrichtung ei-

ner Inklusionswäscherei. Sie würde dann als 

„Normalbetrieb“ auf dem ersten Arbeitsmarkt 

geführt und wäre rund 2,5 mal so groß wie die 

bisherige Wäscherei in Lindenhorst. 

Doch für viele Menschen sei der Weg vom 

Reha-Betrieb hin zum allgemeinen Arbeits-

markt auch künftig nicht möglich: „Ein Inklu-

sionsbetrieb wird Menschen nicht beschäftigen 

können, die nicht eine gewisse Leistungsfähig-

keit haben. Daher werden Inklusionsbetriebe 

die Werkstätten auch nie ersetzen, sondern nur 

ergänzen können“, so Hermansen.

In der neuen Inklusionswäscherei sollen 74 

Menschen mit schweren Behinderungen Arbeit 

finden, die maximal 40 Prozent der Gesamtbe-

legschaft stellen. Der deutlichste Unterschied: 

Als Inklusionsbetrieb auf dem allgemeinen Ar-

beitsmarkt bekommen die Menschen mit Be-

hinderungen den mindesttariflichen Grundlohn 

und müssen in der Regel keine Grundsicherung 

mehr beantragen. 

Außerdem - das ist ein gravierender Unter-

schied - wäre die Wäscherei kein Betrieb der 

Eingliederungshilfe mehr. Somit würden bei-

spielsweise die Betretungsverbote, die vom 

Land während der Corona-Pandemie ausge-

sprochen wurden, dort nicht greifen.

Neue Herausforderungen

Dieses Projekt kann Hermansen nicht mehr 

vollenden. Es wird eines der ersten großen Pro-

jekte für seine Nachfolger*innen. Darauf freut 

sich insbesondere Markus Geiseler, in dessen 

neue Zuständigkeit diese Großaufgabe fällt. 

Aber auch die anderen Vorhaben sind fordernd: 

„Es geht auch darum, den Betrieb besser ken-

nenzulernen - die Strukturen und Menschen. 

Klaus Hermansen Markus GeiselerTanja Kaufmann
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Viele Projekte muss ich erst kennenlernen und 

mich dort einarbeiten“, so Geiseler.

Die Leitung der Assistenzagentur hat er zum 

1. August abgegeben, die Nachfolge muss 

noch geklärt werden. Eine Fortführung in 

Personalunion ließe sich zeitlich nicht stem-

men. Doch durch die Arbeit hat Geiseler schon 

vielfältige Einblicke in die Hauptwerkstatt be-

kommen können. „Die Ambulanten  Angebote 

haben wir ja sehr früh vernetzt. Das war wich-

tig für unsere Arbeit und die Werkstatt ist ja 

ein wichtiger Kooperationspartner“, berichtet 

der 37-Jährige. 

Zudem gab es in der Leuthardstraße - dem Sitz 

der Assistenzagentur - ja auch dezentrale Werk-

stattbereiche, mit denen die Agentur eng ko-

operiert. Dazu gehören beispielsweise das Pro-

jekt für Menschen mit erworbenen Hirnschäden 

und der Bereich Unterstützte Kommunikation.

Herausforderung Teilhabe
Für Tanja Kaufmann wird die Umsetzung des 

Bundesteilhabegesetzes ein sehr wichtiger Teil 

ihrer neuen Arbeit. „Da kommt viel auf uns zu“, 

macht sie sich keine Illusionen. Tangiert werden 

alle Bereiche der Arbeit - von den Werkstätten 

über die ambulanten Angebote bis hin zu den 

Wohnhäusern. 

„Das Gesetz stellt den Menschen mit seinen An-

sprüchen und Bedürfnissen in den Mittelpunkt“, 

erklärt Markus Geiseler. Die Behinderten müssen 

sich aber nun selbst um die Wahrung ihrer An-

sprüche kümmern - und das bei unterschied-

lichen Stellen. Sie stehen damit vor denselben 

Problemen und bürokratischen Hürden wie 

Menschen ohne Behinderungen, obwohl gera-

de Menschen mit geistigen Behinderungen ihre 

Rechte kaum selbst einfordern können. Die AWO 

sieht sich daher in einer Doppelrolle: Sie muss 

nicht nur ihre Angebote (falls nötig) neu auf-

stellen und ausrichten, sondern will auch da-

rauf achten, dass die Interessen der Menschen 

mit Behinderungen gewahrt bleiben. „Als Inte-

ressenvertreter müssen wir fein aufpassen, dass 

Angebote nicht kaputt gemacht werden und 

die Menschen sich in der Bürokratie zurecht-

fi nden“, skizziert Hermansen die Herausfor-

derung.

Das wird Klaus Hermansen aber nur noch „aus 

der Ferne“ verfolgen. Einmischen will er sich 

nicht - das hat er auch schon nicht bei der Re-

gelung seiner Nachfolge getan. Er ist froh, dass 

die Aufgaben verteilt werden. „In meinen drei 

Jobs habe ich nicht jeden gut machen können, 

weil es zeitlich eng wurde. Der enge Kontakt 

zu den Menschen war oft nicht so möglich“, 

bedauert der „Neu-Rentner“. 

Er will sich noch einige Monate „die Ruhe an-

tun“ und dann mal gucken, wo er „aufschla-

gen will“. Vielleicht will der 63-Jährige wieder 

etwas praktische pädagogische Arbeit machen: 

„Das ist in den letzten 20 Jahren zu kurz ge-

kommen.“

Markus Geiseler ist seit 1. August neuer 

Betriebsleiter der AWO-Werkstätten (WAD) 

und Bereichsleitung für die Eingliederungs-

hilfe insgesamt. Er tritt damit die Nachfolge 

von Klaus Hermansen an, der Ende Juni in 

Ruhestand gegangen ist. Geiseler ist seit elf 

Jahren bei der AWO - am 1. Juli 2010 hat 

er im Bereich Ambulant betreutes Wohnen 

begonnen (heute Assistenzagentur). Zuletzt 

hat er diesen Arbeitsbereich geleitet. Der 

Diplomsozialarbeiter und Diplom-Pädagoge 

ist 37 Jahre alt, verheiratet und hat drei 

Kinder.

Tanja Kaufmann ist seit dem 1. August mit 

einer halben Stelle die neue Bereichsleitung 

für Soziale Teilhabe beim AWO-Unterbezirk 

Dortmund sowie weiterhin mit einer wei-

teren halben Stelle Leitung im Wohnhaus 

Mengede. Die Leitung im Wohnhaus hat sie 

bereits seit November 2016 - damals noch 

in Kombination mit einer halben Stelle in der 

Betreuung. Sie ist Sozialarbeiterin (Bachelor 

Soziale Arbeit) und hat berufsbegleitend 

Sozialmanagement studiert. Die 32-Jährige 

ist verheiratet, hat einen Hund und freut sich 

auf ihr erstes Kind.

ZUR PERSON

Fotos (4): Alex Völkel
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› VERBAND

Wir trauern um Heiner Gähner
Kurz nach seiner Ehrung ist Heiner Gähner am 28. August im Alter von 80 Jahren verstorben. Am 

2. September nahmen viele AWO Mitglieder von ihm Abschied. Gerade erst erhielt er noch eine 

besondere Ehrung und Wertschätzung mit Urkunde und Ehrennadel, denn er war fast 50 Jahren 

Mitglied bei der Arbeiterwohlfahrt Dortmund und 60 Jahre Mitglied in der SPD.

Heiner Gähner war in der AWO zunächst in den 

neunziger Jahren Vorstandsmitglied im 

Ortsverein Hörde. Durch einen Um-

zug verlegte er sein Engagement 

nach Schüren und wurde 

stellvertretender Vorsitzen-

der. Dort hat er sich vor 

allem um die Freizeitak-

tivitäten gekümmert und 

dafür gesorgt, dass alle 

Besucher*innen der Begeg-

nungsstätte jederzeit attraktive 

Angebote fanden. So organisierte 

er gemeinsam mit seiner Lebensgefährtin Früh-

stücksangebote, die vor allem Alleinleben-

den in Schüren die Möglichkeit des 

Austauschs boten. Besonders 

aber lag ihm die Kooperati-

on zwischen dem Familien-

zentrum Schüren und dem 

AWO-Ortsverein am Herzen. 

Durch Vorlesenachmittage 

weckte und förderte er als 

„Leseopa“ bei Kindern Spaß 

an Büchern und am Lesen. Im-

mer war es sein Ziel, einen Beitrag 

dazu zu leisten, dass die Gesellschaft zusam-

menhält. Dies praktizierte er erfolgreich in sei-

nem Ortsverein und auch lange im Vorstand des 

Unterbezirkes Dortmund. Für seine Lebensleis-

tung erhielt er 2012 die Bundesverdienstmedail-

le. Unser Mitgefühl gilt seiner Familie und den 

Angehörigen. Wir werden sein Andenken stets in 

Ehren und ihn in guter Erinnerung behalten.

Wir gratulieren: 

25 Jahre bei der AWO

Die AWO trauert: 

Am 16. Juni 2021 starb nach langer 

Krankheit unser Vorstandsmitglied des 

AWO-Unterbezirk Birgitt Kalle. Die AWO 

verliert mit ihr einen ehrlichen, gradlini-

gen Menschen und eine herzensgute, ak-

tive und vielseitig interessierte Freundin. 

Seit 2011 war sie Kassiererin im Ortsver-

ein Holzen und seit 2020 Beisitzerin im 

Vorstand des AWO Unterbezirk Dortmund. 

Sie engagierte sich, um das Miteinander 

der Menschen zu fördern. 

Unser aufrichtiges Mitgefühl gilt den An-

gehörigen. Wir werden Birgitt Kalle stets 

dankbar in Erinnerung behalten.

Willi Möller, langjähriger Revisor im AWO 

Unterbezirk Dortmund, ist am 3. August 

nach kurzer schwerer Krankheit im Alter 

von 83 Jahren gestorben. Seit 1989 Mit-

glied in der AWO Wickede, wurde er 2000 

als Revisor in den Vorstand des AWO Unter-

bezirk Dortmund gewählt, dem er bis 2020 

angehörte. Darüber hinaus engagierte er 

sich auch im Stadtbezirk Wickede. Wir trau-

ern um einen herzensguten Menschen, der 

geholfen hat, wenn Hilfe benötigt wurde. 

Unser Mitgefühl gilt seiner Familie und den 

Angehörigen. Wir werden sein Andenken 

stets in Ehren und ihn in guter Erinnerung 

behalten. 

Wir trauern um Marlies Peters, geboren am 

2. März 1946. Sie war Ortsvereinsvorsit-

zende im Ortsverein Eving III, führte ihn 18 

Jahre. Als Vorsitzende des Ortsvereins hatte 

sie immer ein offenes Ohr für die Menschen 

im Stadtteil und deren Probleme.

Am 30. August 2021 starb sie für uns alle 

plötzlich und unerwartet. Die AWO verliert 

mit ihr eine herzensgute, aktive und viel-

seitig interessierte Freundin. Unser aufrich-

tiges Mitgefühl gilt den Angehörigen.

Simone Krause arbeitet seit dem 1. Juli 1996 

für die AWO. Zurzeit ist sie als Pflegeassisten-

tin in Teilzeit im Nachtdienst in der SWS tätig. 

Vorher arbeitete sie auch über Jahre hinweg 

im Tagdienst. Ihre Hauptaufgabenbereiche 

sind die Pflege und Betreuung der Bewoh-

ner*innen in der Einrichtung. 

Durch ihre sehr freundliche und lockere Art ist 

sie bei den Bewohner*innen und Kolleg*in-

nen sehr beliebt. Wir gratulieren zum Dienst-

jubiläum.

Andreas Schmitz-Grenda fing am 1. Juli 

1996 in dem Wohnhaus für Menschen mit 

Behinderungen in Mengede als Gruppen-

fachkraft an. Bei der Eröffnung des Wohn-

hauses Schultenhof wechselte er dorthin 

und leitete später die Außenwohngruppe 

Möllershof. 2010 wechselte er in den So

zial- und Verwaltungsdienst und übernahm 

die stellv. Einrichtungsleitung. Ehrenamtlich 

engagierte er sich drei Jahre in einem Bun-

desprojekt zur Integration von Geflüchteten, 

was dazu führte, dass nach 22 Jahren Ein-

gliederungshilfe eine berufliche Neuorien-

tierung stattfand. Seit dem 1. Februar 2018 

arbeitet er im „lokalwillkommen“-Büro. Wir 

gratulieren zum Dienstjubiläum.
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› EHRENAMT

Seit Juni sind Tablets in 15 AWO-Begegnungsstätten im Einsatz

Neue Welten – digital unterwegs
Das Digitalisierungsprojekt für die AWO-Begegnungsstätten ist in die Schulungsphase gestartet: 

15 Begegnungsstätten hatten sich angemeldet und nun werden die Aktiven geschult. Gefördert 

über die Stiftung Wohlfahrtspflege wurden Tablets, Laptops und Beamer für die Schulungen an-

geschafft und in den Räumlichkeiten die notwendigen technischen Voraussetzungen geschaffen.

Passend zu den damals sinkenden Inzidenz-

zahlen starteten im Juni die Schulungen für die 

ehrenamtlichen Multiplikator*innen. Besonders 

wichtig war den beiden Referent*innen Nilay 

Sari und Thomas Bolz mit Unterstützung der 

hauptamtlichen Mitarbeiter*innen in intensi-

ven Vorgesprächen, die Wünsche und Vorkennt-

nisse der Teilnehmenden kennenzulernen. So 

können in der Schulungsphase auch alle indi

viduellen Bedarfe und Ideen passend berück-

sichtigt werden. 

Anders als im klassischen VHS-Kurs macht es das 

Projekt möglich, dass - orientiert an den indivi-

duellen Interessen – sich die Inhalte vor allem 

nach den Lernenden richten. An insgesamt sie-

ben Standorten im Stadtgebiet finden nun die 

Schulungen statt. Einmal in der Woche machen 

sich kleine Lerngruppen intensiv und in Präsenz 

mit den Geräten und der digitalen Welt vertraut. 

Gemeinsam lernen sie die Handhabung und 

üben beispielsweise Mails zu verschicken, Do-

kumente zu speichern oder im Internet zu re-

cherchieren. „Die AWO wird digitaler, weil wir 

uns den Herausforderungen der Zukunft stel-

len“, unterstreicht der Ortsvereins-Vorsitzende 

von Assen/ Husen/Kurl, Norbert Roggenbach.

Gemeinsamer Spaß

Vor allem aber haben sie gemeinsam Spaß. Sie 

fotografieren sich beim Üben, zeigen sich mal 

gegenseitig, wie etwas funktioniert und tas-

ten sich gemeinsam vor in die digitale Welt. Vor 

kurzem entdeckte eine Gruppe beispielsweise 

voller Freude, wie sich mit Hilfe einer App die 

Blumen und Sträucher ringsum die Begeg-

nungsstätte bestimmen lassen und betrachtete 

danach die vertraute Umgebung mit anderen 

Augen. Eine zweite Gruppe begeisterte sich für 

eine Spiele-App und ganz aktuell und leben-

spraktisch informierte sich eine andere Gruppe 

zum Thema Luca-App. 

Die kleine Gruppengröße ermöglicht nicht nur 

eine intensive Lernbegleitung der Einzelnen 

durch die beiden Dozent*innen Nilay Sari und 

Thomas Bolz, sondern auch einen regen Aus-

tausch untereinander. Besonderheit hier: Durch 

die bunt zusammengestellten Gruppen entste-

hen ganz neue Bekanntschaften auch über die 

Grenzen der Quartiere hinaus.

„Unweigerlich“ spricht man nicht nur über die 

digitalen Lernerfahrungen, sondern auch über 

Erfahrungen aus dem Ehrenamt und entdeckt 

Gemeinsamkeiten im Engagement in der jewei-

ligen Begegnungsstätte oder tauscht sich aus zu 

den Besonderheiten. Und die neue Erfahrung: 

Im Kennenlernen der neuen digitalen Welten 

wächst man nicht nur per Mail oder Video-Chat 

zusammen.
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› BEZIRK WESTLICHES WESTFALEN

Corona und Bundestagswahlen - Gespräch mit Michael Scheffler und Uwe Hildebrandt

„Viele sind über ihre Schmerzgrenze gegangen“
Corona und Bundestagswahlen – dieses Jahr steht immer noch im Zeichen der Pandemie. Was 

bleibt, wenn das Virus geht? Welche Folgen gilt es zu bewältigen? Fest steht: leicht wird es nicht 

für die neue Bundesregierung, die wir am 26. September wählen. Mit dem Vorstandsvorsitzen-

den Michael Scheffler und Geschäftsführer Uwe Hildebrandt haben wir darüber gesprochen, was 

sie aus dem vergangenen Jahr mitnehmen, was sie von der Politik fordern und wie auch für die 

AWO Westliches Westfalen die Zukunft aussieht. 

Welches persönliche Fazit ziehen Sie nach ei-

nem Jahr der Corona-Pandemie?

Michael Scheffler: Da kann man eigentlich 

nur zweigeteilt drauf antworten. Privat bin ich 

froh und zufrieden, dass meine Familie gesund 

durch diese schweren Monate gekommen ist. 

Das ist ein Geschenk. Ich habe im Umfeld aber 

viele Menschen, die erkrankt sind und jetzt 

noch darunter leiden.

Wir sehen jetzt schon, dass es viele Verlierer*in-

nen in der Pandemie gibt. Für mich sind das 

vor allem die Familien und Kinder, die in Armut 

leben. 1,8 Millionen Kinder leben in unserem 

Land von Harz IV. Im Distanzlernen waren sie 

oft benachteiligt, weil neben Tablets und Note-

books auch ein schnelles WLAN nötig war, um 

mitzuhalten. Und auch diejenigen, deren Eltern 

beruflich nicht zuhause arbeiten und beim Dis-

tanzlernen einspringen konnten, haben es be-

sonders schwer gehabt. Die Gesellschaft wird an 

den Folgen von Covid-19 noch lange zu knab-

bern haben. 

Uwe Hildebrandt: Ich war am Anfang sehr 

überrascht wie positiv Menschen mit der Krise 

umgehen. In den vergangenen sechs Wochen 

spürt man, dass es den Leuten einfach reicht. 

Menschen werden angegangen, manche ver-

lieren leicht die Fassung, alle sind am Ende. 

Auch bei unseren Mitarbeiter*innen stelle ich 

fest, dass auch bei uns viele über die eigene 

Schmerzgrenze gegangen sind mit dem Spagat 

aus Beruf und Homeschooling.

Der Lockdown hat gerade den Familien viel 

abverlangt, auch finanziell und mit Blick auf 

Chancengerechtigkeit. Was brauchen wir jetzt? 

Michael Scheffler: Erst mal muss man sagen, 

dass sich die Startchancen für manche Kinder 

in der Pandemie deutlich verschlechtert haben. 

Da muss gegengesteuert werden! Die Arbeit 

der Bundesregierung ist engagiert, reicht aber 

nicht. Da müssen mehr als 2 Milliarden Euro 

in die Hand genommen werden. Viele Kinder 

haben zum Beispiel immer noch kein digitales 

Endgerät oder eine anständige Internetleitung 

mit der sie am Unterricht teilnehmen können. 

Auch Personal fehlt. Die Probleme sind durch 

die Krise nochmal unters Brennglas gelegt wor-

den. Auch eine Angleichung der Standards im 

Bereich des offenen Ganztags ist jetzt wichtiger 

denn je.

Uwe Hildebrandt: Das ist eigentlich das größte 

Problem, das wir haben. Du weißt nie was in 

einer OGS drinsteckt, auch wenn AWO drauf-

steht. Münster ist nicht Bochum. Die finanzi-

ellen Möglichkeiten einer Kommune sind nicht 

wie die der anderen. Viele Schüler*innen haben 

schwer gelitten. Wenn ich sehe, was die ver-

passt haben, dann weiß ich nicht, wie die das 

wieder nachholen können. Solche Vorschläge 

wie von Schulministerin Yvonne Gebauer, dass 

sich Schüler*innen in den Ferien durch den ver-

passten Stoff quälen sollen, halte ich aber für 

sinnlos.

Michael Scheffler: Es wäre gut gewesen, wenn 

es eine Art Rettungsschirm nicht nur für die 

Wirtschaft, sondern auch für Familien gegeben 

hätte. Das hätte vieles einfacher machen kön-

nen.

Viel Aufmerksamkeit hat der Pflegeberuf in der 

Pandemie erregt. Erst wurde den Pflegekräf-

ten für ihren Einsatz applaudiert, dann wurde 

die Prämie bezahlt und seit Anfang des Jahres 

ist wieder Ruhe eingekehrt. Was braucht Pfle-

ge jetzt?

Michael Scheffler: Pflege braucht auf jeden Fall 

mehr gesellschaftliche Anerkennung. Vom Bei-

fall alleine können Pfleger*innen nicht leben. 

Wir haben sehr bedauert, dass es in diesem Jahr 

keinen Abschluss für einen allgemeinen Tarif 

in der Pflege gab, auf den wir doch so lange 

hingearbeitet haben. Das ist leider verhindert 

worden. Das, was jetzt an Tarifverbindlichkeiten 

geschaffen werden soll, betrifft ja nur neue Ein-

richtungen, die an den Start gehen und nicht 

den alten Bestand. Das bringt uns auch nicht 

weiter und hilft den Menschen nicht, die heute 

in der Pflege tätig sind. Da rächt sich jetzt die 

Politik des Bundesgesundheitsministers. Die 

Pflege wird auch in der neuen Legislaturperiode 

eine Baustelle bleiben. Als AWO haben wir im 

deutschen Bundestag eine Petition zur Senkung 

des Eigenanteils in der Pflege eingereicht. Die 

Bedingungen, zu denen diese Senkung erfolgen 

soll, sind aber absurd.

Uwe Hildebrandt: Es ist zynisch: Die durch-

schnittliche Verweildauer der Menschen in un-

seren Seniorenzentren beträgt sechs Monate. 

Aber erst nach einem Jahr wird der Eigenan-

teil gesenkt. Das ist für mich der Beweis, dass 

die Bundesregierung eigentlich nicht ernsthaft 

gewillt ist, den Eigenanteil zu mindern. Es gibt 

bessere Überlegungen. Zum Beispiel den alten 

Soli in einen Pflegesoli umzuwandeln. Das wür-

Michael Scheffler Uwe Hildebrandt
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de Menschen vor Altersarmut schützen und si-

chere Löhne in der Pflege garantieren. Ich glau-

be, ein Großteil der Bürgerinnen und Bürger 

würde das Konzept mittragen.

Stichwort Finanzierung. Die Pandemie sorgt 

für eine Rekordverschuldung des Bundes. 

Worauf muss die nächste Regierung achten, 

wenn es um die Verteilung der Kosten geht? 

Michael Scheffler: Ein wichtiger Punkt ist, dass 

jetzt auch internationale Konzerne stärker be-

steuert werden. Stärkere Schultern müssen ein-

fach mal mehr tragen. Wir dürfen jetzt nicht 

den Hut rumgehen lassen zwischen denen, die 

sowieso nur Mindestlohn verdienen und nicht 

wissen, wie sie den Monat finanziert bekom-

men sollen. Viel Sozialpolitik wird vor Ort in den 

Kommunen gestaltet. Die sind durch die Pan-

demie auch zusätzlich belastet. Da braucht es 

mehr Geld, um wieder anständig arbeiten zu 

können. 

Uwe Hildebrandt: Systemrelevante Bereiche 

wie OGS, KITA, Seniorenzentren, Beratungsstel-

len und andere dürfen jetzt nicht wieder unter 

Sparzwang gestellt werden. Wir haben gesehen, 

wie wichtig diese Einrichtungen sind und wie 

wichtig der Part ist, den sie in der Gesellschaft 

übernehmen. Daraus müssen wir endlich Kon-

sequenzen ziehen! Daseinsvorsorge darf nicht 

dem freien Markt überlassen werden, sondern 

muss - in unser aller Sinne – finanziell gut 

ausgestattet werden. Eine gerechte und funk-

tionierende Daseinsvorsorge ist die solide Basis 

unserer Gesellschaft. 

Corona hat auch die Arbeitswelt verändert. 

Arbeiten auf Distanz ist heute für viele Alltag. 

Was bleibt davon?

Michael Scheffler: Ich glaube, da haben wir uns 

weiterentwickelt. Viele Menschen waren froh, 

nach dem Lockdown wieder ins Büro kommen 

zu können. Mobiles Arbeiten hat sich in der Krise 

aber bewährt und bietet unseren Mitarbeiten-

den auch weiterhin die nötige Flexibilität. Ich 

denke, dass auch die eine oder andere Dienst-

reise in Zukunft wegfallen wird und wir uns eher 

in Videokonferenzen zusammensetzen. 

Uwe Hildebrandt: Manche Themen lassen sich 

besser persönlich besprechen. Ich bin aber da-

von überzeugt, dass wir nach der Pandemie ge-

nauer abwägen, ob wir uns vor Ort oder digital 

treffen. Beides hat Vorteile, lässt uns aber einen 

Spielraum für Flexibilität. Ich habe im vergan-

genen Jahr gelernt, dass soziale Kontakte nicht 

selbstverständlich sind. Diese Erfahrung war – 

für uns alle – einschneidend. 

Im Vorfeld der Wahl hat der Bezirksverband 

gemeinsam mit den Unterbezirken zu vier di-

gitalen Talkrunden eingeladen, die zum Teil 

bereits vor Erscheinen dieser Ausgabe live ge-

streamt wurden, aber auf YouTube noch ab-

rufbar sind.

„Hand aufs Herz“ hieß es in den live ge-

streamten Talk-Runden. Zu Wort kamen und 

kommen vor allem Betroffene und Menschen 

aus der Praxis. Sie berichteten, wie sie das ver-

gangene Pandemie-Jahr erlebt haben und vor 

allem, welche Kritikpunkte es gibt und welche 

politischen Konsequenzen in der neuen Legis-

laturperiode gezogen werden sollten. 

Wichtig ist bei diesem Veranstaltungs-Format 

vor allem eins: Zuhören und Betroffenen eine 

Stimme geben. Am Ende der Veranstaltung 

hatten und haben auch einige Kandidat*in-

nen zur Bundestagswahl aus der Region das 

Wort und die Chance zu einem kurzen State-

ment. Tenor: „Das nehme ich aus der heutigen 

Runde mit nach Berlin!“. Einfach klicken und 

zuhören!

Unsere Talks im Überblick: 

„Pflege in der Krise!“ (20.8.21)  

mit dem AWO Unterbezirk  

Gelsenkirchen/Bottrop

https://youtu.be/-A2E34OHMCk

„Pandemiekosten - Wer zahlt?“ 

(2.9.2021, 17 Uhr) mit dem AWO Unterbezirk 

Dortmund / Projekt Zukunft mit Herz

https://youtu.be/OtiVLCEW9lM

„Verlorene Jugend durch Corona?“  

(9.9.21, 17 Uhr) mit dem AWO Unterbezirk 

Hagen-Märkischer Kreis 

https://youtu.be/IM5CQnp3IYQ

„Gute OGS – aber wie?“ (21.09.21, 17 Uhr) 

mit dem AWO Unterbezirk Münsterland-

Recklinghausen

https://youtu.be/J_pcd1dzyPU

„Hand aufs Herz“ – AWO-Talkrunden zur Bundestagswahl
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MITBESTIMMUNG!

Wie du dein Leben im Alltag selbstbestimmt 
mitgestalten kannst!

Bei uns in der Kita hängen in 

jeder Gruppe „Spieletabellen“. 

Hier können die Kinder ihr Bild 

dort hinhängen, wo sie gerne 

spielen wollen. In der Tabelle 

siehst du Zando, der sich  

heute dazu 

entschieden 

hat, mit den 

Bauklötzen zu 

spielen.

Wir machen einen Essensplan!

Egal ob Zuhause oder im Kinder-

garten – beim Essen aussuchen 

kannst du mitbestimmen! Bei uns 

im Kindergarten können die Kin-

der mitbestimmen, was es geben 

soll. Zuhause geht das natürlich 

auch. Bei unserem Essensplan hat 

sich Mama am Sonntag Nudeln 

mit Tomatensoße ausgesucht!

Du bestimmst mit!  

� Deine Meinung ist wichtig!


